
MARKTGEMEINDE PREDING
Bezirk Deutschlandsberg / Steiermark

Grazer Straße 11, 8504 Preding
TeI.Nr. 03185/2222-0 - Fax.Nr. 2222/12

E-Mail: „gde@preding.eu" - Homepage: "www.gemeinde-preding.at"

GZ:004/1-06-2023

VERHANDLUNGSSCHRIFT

über die 06. Sitzung des Gemeinderates

am Dienstag, den 18.07.2023 im Panorama-Saal des Marktgemeindeamtes Preding, mit
Beginn um 20.00 Uhr.

Auf Gmndlage des beschlossenen Sitzungsplanes, erfolgte die Einberufung per E-]\/[ail am
10.07.2023 an nachstehend angeführte Gemeindevorstands- und Gemeinderatsmitglieder:

I Name: Tag der Zustellung: E-mailadresse: ]

Gemeindevorstand:
Bgm. Adolf Meixner
Vizebgm. Elmar Steiner

GK Andreas Stangl

sowie die Gemeinderäte:
Aj talk Isabella

HR DI Becker Horst

Becker Monika

Ing. Gurt Stefan

Gutjahr Christoph

Langmann Bernhard

Muhrer Theresia

Muhry Johann j un.

Schnur Martin

Stoiser Elisabeth

Trümmer Ernest

10.07.2023
10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

10.07.2023

bgm@preding.eu
elmarsteiner@gmx.net
e. steiner@preding. eu
andreas. stangl@powerteam. at
a.stangl@preding.eu

isabella.ajtnik.ia@gmail.com
i. aj tnik@preding. eu
m.h.becker@aon.at
h.becker@preding.eu
m.h.becker@aon.at
rn.becker@preding.eu
stefan@gurt. co. at
s.gurt@preding.eu
christoph.gutjahr.84@gmail.com
c. gutj ahr@preding. eu
bernhard.langmann@uniqa.at
b.langmann@preding.eu
resi.muhrer@gmx.at
t.muhrer@preding.eu
muhry@aon.at
j .muhry@preding.eu
martin.schnur@gmx.at
rn.schnur@preding.eu
reitstall@reitstall-stoiser.at
e.stoiser@preding.eu
ernesttrummer@aon. at
e.trummer@preding.eu
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Tschampa Lukas

Winkler Erwin

10.07.2023

10.07.2023

tschampa_l@gmx.at
l.tschampa@preding.eu
erwin.winkler@gmx. at
e.winkler@preding.eu

Der Nachweis über die ordnungsgemäße Einladung sämtlicher Mitglieder des Gemeinderates,
ist in der Anlage beigeschlossen.

Anwesend waren:

Gemeinde vorstand:

Bgm. Adolf Meixner, Vizebgm. Elmar Steiner, GK Andreas Stangl;

sowie die Gemeinderäte: Isabella Ajtnik, HR DI Horst Becker, Monika Becker, Ing. Stefan
Gurt, Christoph Gutjahr, Bernhard Langmann, Theresia Muhrer, Martin Schnur, Elmar
Steiner, Elisabeth Stoiser, Ernest Trümmer, Lukas Tschampa, Erwin Winkler;

Nicht anwesend war: Johann Muhry;

Entschuldigt hat sich: Johann Muhry;

Die Sitzung ist „öffentlich" bzw. "nicht öffentlich".

Vorsitzender: Bgm. Adolf Meixner

Amtsleiter: Günther Spath
Protokollführerin: Karina Kalischnik

Sitzunffsablauf:

• Eröffnung der Sitzung und Begrüßune:

Herr Bgm. Meixner eröffnet um 20.00 Uhr die 06. Gemeinderatssitzung 2023 im Panorama-
Saal des Marktgemeindeamtes Preding und begrüßt alle erschienenen Gemeinderatsmitglieder
recht herzlich. Zuhörer sind anwesend.

• Feststellung der ordnunessemäßen Einberufuns:
Die Einberufung zur Sitzung mit der Tagesordnung, erfolgte mit Schreiben vom 10.07.2023,
welches am selben Tag mittels E-Mail an alle Gemeinderatsmitglieder zugestellt bzw.
übermittelt wurde.

4 Fragestunde (§ 54 Abs. 4 - GO) - Anfragen an den Bürsermeister, Mitslieder des
Gemeindevorstandes und Ausschussobmänner:

GK Andreas Stangl - l.Frage:

Er berichtet, dass lt. Herrn Schober beim getätigten Notruf 122 (Verständigung der FF), die
Wieselsdorfer Straße noch nicht im System auffindbar war (es wurde über Google Maps
gesucht).
Er bittet darum, diesbezüglich erneut nachzufragen.
Es wird kurz darüber diskutiert, wie es sein kann, dass die Einsatzorganisation die Adresse
nicht findet.

Herr AL Spath schlägt vor, bei den Einsatzorganisationen nachzufragen.
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Bericht Bgm. Meixner zur Protestaktion zur Jauchenausbringung

Herr Bgm. Meixner verliest folgenden Brief:
Walter Baustädter,

Ing. Herbert Weixler

Predlng, Steinfeldstraße

Preding, 6. 6. 2023

Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Lieber Adit

Die Efflpörung tiber den Güilegisstank 2U Beginn des Juii 207.3 in
Predlng war so groß, dass wir beschlossen haben, den Protest
der Bürger m eine Unterschriftenaktton yrrizulejten, um zu
erreichen, dass derartige Vorkommnisse in Zukynft
unterbielben.

Die nunmehr vorliegenden 42 Unterschriften von Bewohnern
der am meisten betroffenen Osthälfte von Preding, sind
innerhalb von Stunden geleistet worden. Hätten wir mehr Zeit
aufgewendet, wären es wohS 500 Autogramme gegeben.

Wir hoffen, dass Gemeinderat und Gemeindeverwaltung den.
Verursacher zur Verarttwortung ziehen und auch weitere im
Zusammenhang mit dieser Gülleausbringung begangenen
Vergehen wie Grundgrenzverietzungen, ME$$achten von

Bestimmungen des Wasserschuttes oder Vernichtung von
Lebensraum für Kleinlebewesen einer Ahndung zuführen-

Von mehreren Bürgern wurde auch angeregt,, dem Verursacher
dieser eklatanten UnnweltbeeinträchtJgyng die Unte:rstützung
der Marktgemeinde azw. der FrelwllligBn Feuerwehr für
künftige ReEtveranstaftungen zu verweigern.

Die Unterzeichner des Protestes hoffen^, dass sie mit ihrer

Aktion die Bemühungen derGemeindeführung unterstützen,
Jaucheausbringung im Bereich PredEng in verträgliche Bahnen
;u lenken und den Gülletourlsmus aus anderen Regionen zu
unterbinden.

im Vertrauen auf die volksnahe Aktionsfähigkeit unseres
VolR$bürgermeisters und der Gemeindeverwaltung zeichnen
wir stellvertretend für zahlreiche Predingerinnen und Predinger

mit vorzüglicher Hochachtung!

(Ing. Herbert Weixler)

-7^ . ,;...-._,
5:%.%^;<:,,

(Walter Baustädter)

Folgendes Deckblatt liegt der Unterschriftenliste bei (wird ebenfalls von Herrn Bgm. Meixner
verlesen):

TROTKNTAKTIOll
gegen den

JA.XJCMEyTERBlOR

Folgende Bürger aus Preding fordern nach
dem Geruchsskandal vom 1., 2. und 3. Juli

2023 den sofortigen Stopp jeglicher
Ausbringung von Jauche an Wochenenden
im Gemeindegebiet in Siedlungsnähe und
ein Verbot des Gülletourismus. In Preding

soll künftig nur noch an Regentagen

gejaucht werden und zwar nur Gülle, die
Inn Gemeindegebiet angefallen ist.

Die Marktgemeinde und Bürgermeister Adi
Meixner werden aufgefordert, dafür die
nötigen Maßnahmen am kommunalen
Verordnungswege oder durch Mithilfe der
Uinweltbehörden des Landes Steiermark

einzuleiten.
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Frau GR Stoiser nimmt dazu Stellung. Am besagten Ausbringungstag wurde zu 100% Regen
vorausgesagt. Sie arbeiten mit einem Bauer aus Zwaring zusammen und dessen Jauche wurde
auf ihren gesamten Feldern ausgebracht.
Herr Bgm. Meixner betont, dass es 3 Tage eklatant gestunken hat.

Frau GR Muhrer hinterfragt, um welche Jauche es sich gehandelt hat? Frau GR Stoiser
berichtet, dass es sich um reine Schweingülle gehandelt hat.
Herr Bgm. Meixner bittet Fr. GR Stoiser, in Zukunft Rücksicht zu nehmen, wann und wo
Gülle ausgebracht wird.
Herr GR Gurt bringt dem GR die bodennahe Gülleausbringung dem GR nahe und erklärt
auch, dass es Unterschiede zwischen den Gerüchen von Schweinegülle, abhängig von
gewissen Faktoren, gibt. Er würde von einem Ausbringungsverbot an Wochenenden absehen.
Herr GR Tschampa ist der Meinung, dass die Gemeinde der falsche Adressat für dieses
Anliegen ist.
Am Ende der Diskussion betont Fr. GR Stoiser, dass ihr der Vorfall sehr leidtut.

Bericht Herr AL Spath

Er informiert, dass im neuen KiGa eine Klimaanlage nötig ist. Trotz morgendlichem Lüften
kann die Temperatur nicht gesenkt werden und es hat trotzdem zwischen 28 und 30 °C.
Tagsüber hält sich der Temperaturanstieg in Grenzen und bleibt bei ca. 30-32 °C und ca. 60%
Luftfeuchtigkeit.
Für die Kinder stellen diese Temperaturen eine erhöhte Belastung dar, die sich darin äußert,
dass vermehrt Kopfschmerzen, Kreislaufbeschwerden und Unkonzentriertheit auftreten. Auch
für die Mitarbeiterinnen sind diese Arbeitsbedingungen dauerhaft nicht tragbar und könnte
nur durch die Installation einer Klimaanlage Abhilfe geschaffen werden.
Die Beschwerden der Eltern nehmen zu.

Daher hat Herr AL Spath Henrn DI Schneider mit der Einholung eines Anbotes bei der Fa.
Schrei beauftragt. Der Gemeinderat sollte diesbezüglich informiert sein, falls jemand auf das
Thema angesprochen werden sollte.

• Feststelluns der Anwesenheit und Beschlussföhiskeit:

Zu Beginn der Sitzung sind 14 Gemeinderatsmitglieder anwesend. Die Beschlussfähigkeit ist
somit gegeben.

Tagesordnuns

„Öffentliche Sitzung•ti.

l)
2)

3)
4)
5)
6)
7)
8)
9)
10)
11)
12)

Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 13.06.2023;
Beratung und Beschlussfassung über die Begründung betreffend die
Abgabenhöhe für die Zweitwohnsitz- und Wohnungsleerstandsabgabeordnung;
Änderung der Hundeabgabenordnung;
Pachtvertrag Pfarrpfründe Preding;
Beschluss Musikschulbeiträge (überarbeitet);
Endbeschluss Bebauungsplan B522 „Ebenfeldweg";
Finanzierung Traktor;
Neubeschluss Finanzierung Mehrkosten Kiga Neubau;
Neubeschluss Finanzierung Mehrkosten KommZ Neubau;
Reparatur Balkone Pflegewohnheim Preding;
Tarife/Gebühren Freizeitbetreuung Schulen;
Leitungsvertrag, L617d Mettersdorferstraße - Sondernutzung;
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13) Grundstücksteilung - Bildstockweg;
14) Zuzahlung KIGA - Besuch außerhalb der Wohnsitzgemeinde;
15) Fahrtkostenzuschuss Kinderkrippe;

"Nicht öffentliche Sitzung":
l) Personalangelegenheiten;

Auf § 55 (Anwesenheitspflicht) und auf § 56 (Beschlussfähigkeit) der GO 1967 i.d.F.
LGBl.Nr. 131/2014, wird hingewiesen.

Erweiteruns der Tasesordnung:

Herr Bgm. Meixner berichtet, dass es nach Rücksprache mit dem Amt der Stmk.
Landesregierung, Abteilung 7 zwingend notwendig ist, die Benennung der
Tagesordnungspunkte 2 und 3 durch Absetzen und Wiederaufnahme mittels
Dringlichkeitsbeschluss zu ändern.

Daher stellt Herr Bgm. Meixner den Antrag, die Tagesordnung wie folgt zu abzuändern:

TOP2 Beratung und Beschlussfassung über die Begründung betreffend die
Abgabenhöhe für die Zweitwohnsitz- und Wohnungsleerstandsabgabeordnung

sowie

TOP3 Änderung der Hundeabgabenordnung
sind abzusetzen und mittels Dringlichkeitsantrag und geändertem Wortlaut wie folgt
wiederaufzunehmen und die Reihenfolge der Tagesordnung beizubehalten:

a. Beratung und Beschlussfassung über die Begründung für die Festsetzung der
Abgabenhöhe für die Zweitwohnsitz- und Wohnungsleerstandsabgabe

b. Beratung und Neubeschlussfassung der Hundeabgabeordnung

Die aktualisierte Tagesordnung lautet somit:

„Öffentliche Sitzuns":
l) Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 13.06.2023;
2) Beratung und Beschlussfassung über die Begründung für die Festsetzung der

Abgabenhöhe für die Zweitwohnsitz- und Wohnungsleerstandsabgabe;
3) Beratung und Neubeschlussfassung der Hundeabgabeordnung;
4) Pachtvertrag Pfarrpfründe Preding;
5) Beschluss IVIusikschulbeiträge (überarbeitet);
6) Endbeschluss Bebauungsplan B522 „Ebenfeldweg";
7) Finanzierung Traktor;
8) Neubeschluss Finanzierung Mehrkosten Kiga Neubau;
9) Neubeschluss Finanzierung Mehrkosten KommZ Neubau;
10) Reparatur Balkone Pflegewohnheim Preding;
11) Tarife/Gebühren Freizeitbetreuung Schulen;
12) Leitungsvertrag, L617d Mettersdorferstraße - Sondernutzung;
13) Grundstücksteilung - Bildstockweg;
14) Zuzahlung KIGA - Besuch außerhalb der Wohnsitzgemeinde;
15) Fahrtkostenzuschuss Kinderkrippe; •
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"Nicht öffentliche Sitzung":
2) Personalangelegenheiten;

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Verlauf der Sitzung:

zu TOP 1. Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 13.06.2023;

Der Entwurf des Sitzungsprotokolls über die 05. Gemeinderatssitzung vom 13.06.2023 wurde
den einzelnen Fraktionsvorsitzenden per E-Mail zur Durchsicht und Inhaltsprüfung am
20.06.2023 übermittelt.
Herr Bgm. Meixner berichtet, dass ein Antrag auf Ergänzung seitens Fr. GR Becker
eingetroffen ist.
Dieser wurde unsererseits noch genauer bzw. teilweise sogar wörtlich ergänzt, von Frau GR
Becker zugestimmt und anschließend an die Fraktionsvorsitzenden ausgeschickt.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag, das überarbeitete Protokoll in der vorliegenden,
abgeänderten Form zu beschließen.

Der Antrag von Herrn Bgm Meixner wird einstimmig angenommen. Das Protokoll wird
anschließend von den jeweiligen Fraktionsschriftführern, sowie vom Bürgenneister
unterfertigt.

zu TOP 2.Beratung und Beschlussfassung über die Begründung für die Festsetzung der
Abgabenhöhe für die Zweitwohnsitz- und Wohnungsleerstandsabgabe;

Herr Bgm Meixner berichtet vom Schreiben der Steierm. Landesregierung Abteilung 7, vom
13.06.2023.

Die beschlossene Zweitwohnsitz- und Wohnungsleerstandsabgabeordnung vom 18.03.2023
wurde inhaltlich zur Kenntnis genommen, jedoch wurde die Begründung für die jeweilige
Abgabenhöhe bemängelt.

Begründung für die Festsetzung der Abgabenhöhe für

l) Zweitwohnsitzabgabe

Gemäß § 7 (l) sowie § 12 (l) Steiermärkisches Zweitwohnsitz- und
Wohnungsleerstandsabgabegesetz (StZWAG) ist bei der Festlegung der Abgabensätze auf
den Verkehrswert der Liegenschaften in der Gemeinde und auf die finanziellen
Belastungen der Gemeinde durch Zweitwohnsitze Bedacht zu nehmen.

l) Der Verkehrswert der Liegenschaften in Preding beträgt laut Statistik Austria
EUR 47,40/m2. (siehe Abbildung STATatals)
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Laut Vorgabe des Land Steiermark wird der Verkehrswert in der Gemeinde (Durchschnitt) in
3 Kategorien unterteilt, wie folgt:

Kategone l über 05€

Kategone 2 25€bis65€

Kategone 3 unter 25 €

Aufgrund dieser Einteilung fällt Preding mit dem Verkehrswert von EUR 47,00/m2 laut
Statistik Austria in Kategorie 2 (Kat. 2).

2) Für die Berechnung der finanziellen Belastung der Gemeinde durch
Zweitwohnsitze sind laut Vorgabe des Land Steiermark folgende Punkte
heranzuziehen:

Prozentsatz der Zweitwohnsitzmeldungen im Verhältnis zu allen
Wohnsitzmeldungen aiAand der Daten des Zentralen Melderegisters (ZMR)

Finanzielle Belastungen der Gemeinde durch die Zweitwohnsitze unter
Heranziehung folgender sieben Ansatzbereiche aufgrund des
Rechnungsabschlusses 2021 (eine Gesamtsumme):

•»i

Durchschnittlicher

Baugnindstückpreis 201S-2022 in
e/m2

•>375€/ml
•läl75-375€/m?
•lazs-lTSe/m1

>25-75€/m2

<25€/m:!

Ergebnisse mit niedrigem
Transaktionsaufkommen

werden nicht dargestellt
Oatenstand: 30.05.2023 Gemtinden

STATatlas ID

.fe:

.»

Dctitschlandsberq

9 Predlng (60324): 47,4 €/m2

:::l"raijlH».ii.aa<»t':: l-släniti'
®'a:''Si;,5:::::i:-3^::£:^iy:^:^:ft

!isl!|W;<:BS?SE:':»»s"s5-
:llff:::3Si':g,äh ':Wwi:'

>ra'i'::

s

•a

•

A

Qr^ndkwte- fcassme-at:

16 Feuerwehrwesen
530 Rettungsdienste (Gebarungen im Zusammenhang mit gemeindeeigenen
Einrichtungen für den Rettungs- und Kj-ankentransportdienst/Zuwendungen an
einschlägige Hilfsorganisationen, ausgenommen der Rettungsbeitrag - 5300/7510)
612 Gemeindestraßen
63 Schutzwasserbau
710 Land- und Forstwirtschaftlicher Wegebau
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814 Straßenreinigung (Sommerreinigung und Winterdienst)
816 Öffentliche Beleuchtung und öffentliche Uhren

Hier ergibt sich aufgrund der Zahlen für Preding eine Berechnung, wie folgt:

Prozentsatz der Zweitwohnsitzmeldungen im Verhältnis zu allen
Wohnsitzmeldungen anhand der Daten des Zentralen Melderegisters (ZMR)
beträgt für Preding laut Auswertung 5,4121%

Finanzielle Belastung laut Rechnungsabschluss der oben erwähnten Punkte ergibt
für Preding eine Gesamtsumme von EUR 320.655,66.

Die bezughabenden Auswertungen liegen im Gemeindeamt auf.

d.h. die finanzielle Belastung berechnet sich wie folgt:

5,4121% von EUR 320.655,66 ergibt EUR 17.354,20/ Jahr

Laut Vorgabe des Land Steiermark wird auch die finanzielle Belastung durch Zweitwohnsitze
der Gemeinde in 3 Kategorien unterteilt, wie folgt:

Kategone l über 55.<)00€

Kategone 2 10.000 bis 55.000 €

K.ategone 3 unter 10.000 €

Aufgrund dieser Einteilung fällt Preding mit der Belastung in Höhe von EUR 17.354,20/Jahr
auch in Kategorie 2 (Kat. 2).

Aufgrund der Berechnungen ergibt sich für Preding hinsichlich der Zweitwohnsitzabsabe
folgendes Ergebnis:

Verkehrswert = Kat. 2

Belastung = Kat.2
} Kat. 2

Vor dem Hintergrund der höchstgerichtlichen Rechtsprechung, dass die Abgabenhöhe m
einem angemessenen Verhältnis zu den gesetzlichen Parametern (Verkehrswerte der
Liegenschaften bzw. im Falle der Zweitwohnsitzabgabe auch finanzielle Belastungen durch
Zweitwohnsitze) zu stehen hat (zB.VfSlg. 18792), wird vom Land Steiermark daher
empfohlen, nach Einstufung der Gemeinde in den folgenden Abgabensatz in der Verordnung
derart festzulegen:

Kat.2 € 7,00 bis € 8,00 /m2

Die Marktgemeinde Preding fällt laut Berechnungen in die Kategorie 2, somit können
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€ 7,- oder € 8,- /m2 als Abgabenhöhe festgesetzt werden. Der Wirtschaftsausschuss
empfiehlt € 8,- /m2 pro Jahr.

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Preding ist sich einig, dass € 8,- /m2 als Abgabenhöhe
festgesetzt werden soll.

2) Wohnungsleerstandsabgabe

Laut Vorgaben des Land Steiermark ist hinsichtlich der Wohnungsleerstandsabgabe der
durchschnittliche Verkehrswert der Liegenschaften in der Gemeinde als Parameter jeweils
einer Kategorie zuzuordnen, die sodann auch die Abgabenkategorie für die Höhe der
Wohnungsleerstandsabgabe darstellt.

Hinsichtlich der Wohnungsleerstandsabgabe fällt Preding für die Festsetzung der
Abgabenhöhe mit dem Verkehrswert von EUR 47,00/m2 laut Statistik Austria in Kategorie 2
(Kat. 2)., somit können € 7,- oder € 8,- /m2 als Abgabenhöhe festgesetzt werden. Der
Wirtschaftsausschuss empfiehlt € 8,- /m2 pro Jahr.

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Preding ist sich einig, dass € 8,- /m2 als Abgabenhöhe
festgesetzt werden soll.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag die obige Begründung filr die Festsetzung der
Abgabenhöhe für die Zweitwohnsitz- und Wohnungsleerstandsabgabe zu beschließen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 3. Beratung und Neubeschlussfassung der Hundeabgabeordnung;

Mit Schreiben vom 13.06.2023 teilt die Abteilung 7 des Amtes der Steiermärkischen
Landesregierung zur Verordnungsprüfung der vorgelegten Hundeabgabeordnung, welche der
Gemeinderat in seiner Sitzung vom 15.12.2022 beschlossen hat, mit, dass diese abzuändern
und neuerlich vorzulegen ist.

Die Hundeabgabeordnung wurde neu überarbeitet und dient als Grundlage für die neuerliche
Beschlussfassung.
Nachdem sich hier einige Absätze bzw. § geändert haben und auch andere Bestimmungen
bzw. Auslegungen, gegenüber der beschlossenen Hundeabgebeordnung betroffen sind,
wurden alle Andemngen in roter Schrift, zum besseren Verständnis in der nun vorliegenden
Entwurfsvorlage, dargestellt.

Herr Bgm. Meixner und Herr AL Spath erläutern kurz die Änderungen:

Preding, 18.07.2023

HUNDEABGABEORDNUNG

laut Gemeinderatsbeschluss vom 18.07.2023
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Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2017, BGBL l Nr. 116/2016, und des Landesgesetzes
vom 3. Juli 2012, LGBI. 89/2012, über die Einhebung einer Abgabe für das Halten von Hunden (Steiermärkisches
Hundeabgabegesetz 2013) wird folgende Hundeabgabenordnung erlassen:

§1
Gegenstand der Abgabe

l. Das Halten eines über drei Monate alten Hundes im Gemeindegebiet unterliegt einer Abgabe nach
Maßgabe dieser Abgabeordnung.

2. Von der Abgabepflicht nicht umfasst sind die gemäß § 4 Hundeabgabegesetz befreiten Hunde.

Das sind:

Diensthunde öffentlicher Wachen sowie Hunde, welche zur Erfüllung sonstiger öffentlicher Aufgaben
notwendig sind;
Diensthunde des beeideten Forst- und Jagdschutzpersonals in der für die Erfüllung ihrer Aufgabe
erforderlichen Anzahl;
speziell ausgebildete Hunde, die zur Führung blinder oder zum Schutz hilfloser Personen notwendig
sind oder die nachweislich zur Kompensierung einer Behinderung der Halterin/des Halters diesen oder
auf deren Hilfe diese Personen zu therapeutischen Zwecken angewiesen sind;
Hunde eines konzessionierten Bewachungsunternehmens;
Hunde in behördlich bewilligten Tierheimen

3. Der Nachweis, ob ein Hund das abgabepflichtige Alter noch nicht erreicht hat, obliegt dem Halter des
Hundes. Vermag dieser den Nachweis nicht zu erbringen, so ist er zur Abgabe heranzuziehen.

§2
Abgabepflichtiger

l. Abgabepflichtig ist die Halterin/der Halter eines über drei Monate alten Hundes.

2. Wer einen Hund in Pflege oder auf Probe hält, hat die Abgabe zu entrichten, wenn er nicht nachweisen
kann, dass der Hund in einer anderen österreichischen Gemeinde bereits zur Hundeabgabe herangezogen
wird.

3. Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so haften sie als Gesamtschuldner.

Allgemeine Abgabensätze

l. Die Abgabe wird für das Kalenderjahr erhoben und beträgt pro Hund jährlich € 100,00.

2. Werden von einer Halterin/einem Halter neben Hunden, für die die Abgabe nach den §§ 4 und 5 dieser
Abgabenordnung ermäßigt ist, auch Hunde gehalten, für die die volle Abgabe zu entrichten ist, so gelten
diese für die Bemessung der Abgabe je nach der Zahl der Hunde, für die die Ermäßigung gewährt ist, als
zweiter und weitere Hunde. Dagegen sind Hunde, für die nach § 4 Hundeabgabegesetz,(§ l Z.2 dieser
Verordnung) eine Abgabe nicht erhoben wird, bei der Berechnung des Abgabesatzes für die voll zur
Abgabe heranzuziehenden Hunde nicht in Ansatz zu bringen.

§4
Abgabensätze für Wach-, Berufs- und Jagdhunde

Für Hunde, die ständig zur Bewachung von
a) land- und forstwirtschaftlichen oder gewerblichen Betrieben,
b) Gebäuden, die vom nächstbewohnten Gebäude mehr als 50 Meter entfernt liegen

erforderlich sind,
c) für Hunde, die nach ihrer Art und Ausbildung von ihrem Besitzer zur Ausübung seines Berufs oder Erwerbs

benötigt werden und
d) Jagdhunde
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beträgt die Abgabe jährlich 30 % der in § 3 geregelten Abgabe. (Höchstbetrag Euro 30,00)

§5
Abgabebegünstigung

l. Zuverlässigen Hundezüchtern, die nachweislich ausschließlich rassereine Hunde, und zwar mindestens je
zwei von derselben Rasse, darunter eine Hündin, zu Zuchtzwecken halten, wird auf ihren Antrag die
Begünstigung einer Ermäßigung um € 50,00 der nach § 3 festgesetzten Abgabe gewährt, wenn sie ihren
Zwinger, sowie ihre Zuchttiere und die von ihnen gezüchteten Hunde in ein Österreichisches
Hundezuchtbuch (ÖHZB) beim Österreichischen Kynologenverband eintragen lassen und sich schriftlich
verpflichten, noch hinzukommende Tiere zur Eintragung zu bringen.

2. Die Begünstigung ist an die Bedingung geknüpft, dass

a) Für die Hunde geeignete, den Forderungen der jeweils geltenden Tierschutzbestimmungen
entsprechend einwandfreie Unterkunftsräume vorhanden sind;

b) ordnungsmäßige, den Kontrollorganen jederzeit zur Einsicht vorzulegende Bücher geführt werden, aus
denen der jeweilige Bestand und der Verbleib der veräußerten Hunde zu ersehen ist;

c) Ab- und Zugang von Hunden innerhalb einer Woche unter Angabe des Tages und bei Veräußerungen
unter Angabe des Namens und der Wohnung des Erwerbers beim Gemeindeamt angemeldet wird;

d) Alljährlich vor Beginn des neuen Verwaltungsjahres Bescheinigungen des Österreichischen
Kynologenverbandes über die Erfüllung der im Absatz l gestellten Bedingungen vorgelegt werden.

3. Für das Halten von Hunden, mit denen bei einer Hundeschule, die sich eines tierschutzqualifizierten

Hundetrainers/einer tierschutzqualifizierten Hundetrainerin bei der Ausbildung bedient, eine

Begleithundeprüfung, eine gleichwertige oder eine übergeordnete Prüfung, erfolgreich absolviert wurde,

ist eine Ermäßigung in Höhe von 50 % der nach § 3 festzusetzenden Abgabe zu gewähren. Ein Anspruch auf

Ermäßigung im selben Ausmaß besteht auch im Fall des erfolgreichen Absolvierens einer der oben

genannten Prüfungen, die durch eine von der Steirischen Jägerschaft anerkannten Hundeschule oder

Ausbildungsstätte abgenommen wurde. Über die erlangte Qualifizierung ist der Gemeinde ein

entsprechender Prüfungsnachweis vorzulegen.

§6
Abgabenerhöhung

l. Ist ein Hundekundenachweis nach § 3b Abs. 8 des Stmk. Landes- Sicherheitsgesetzes erforderlich und kann
dieser bei einer Meldung nach § 10 nicht vorgelegt werden, so erhöhen sich die im § 3 festgesetzten
Abgaben auf das Zweifache.

2. Wird der Hundekundenachweis zu einem späteren Zeitpunkt vorgelegt, ist die Abgabe auf das
ursprüngliche Ausmaß, gemäß § 3 herabzusetzen. Die Herabsetzung wird mit dem der Vorlage folgenden
Monatsersten wirksam.

§7
Antragstellung

l. Wer die Anerkennung eines Hundes als Wach-, Jagd-, oder Berufshund oder eine Begünstigung nach § 5
dieser Verordnung oder die Anerkennung eines Befreiungsanspruches nach § 4 des Hundeabgabegesetzes
(§ l Z. 2 dieser Verordnung) anstrebt, hat spätestens bis zum 28. Februar beim Gemeindeamt den
diesbezüglichen Antrag zu stellen.

2. Bei verspäteten Anträgen ist die Abgabe für das laufende Kalenderjahr auch dann zu entrichten, wenn die
Voraussetzungen für die Anerkennung eines Hundes als Wach-, Jagd-, oder Berufshund oder die
Voraussetzung für eine Begünstigung nach § 5 oder die Voraussetzungen für die Gewährung der Befreiung
nach § 4 des Hundeabgabegesetzes vorliegen.
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§8
Fälligkeit der Abgabe

l. Die Hundeabgabe ist von der/vom Abgabepflichtigen selbst zu berechnen und bis zum 15. April ohne
weitere Aufforderung zu entrichten. Die Selbstberechnung gilt als Festsetzung der Abgabe auch für die
folgenden Jahre soweit nicht infolge einer Änderung der Voraussetzungen für das Vorliegen eines
Befreiungs- oder Begünstigungsgrundes nach § l Z 2 und § 5 eine neue Festsetzung zu erfolgen hat. Wird
bis zu diesem Zeitpunkt das Ableben, das Abhandenkommen oder die Weitergabe des Hundes
nachgewiesen, entfällt die Abgabepflicht für diesen Hund.

2. Wird der Hund innerhalb des Jahres erworben, ist die Abgabe binnen sechs Wochen nach dem Erwerb des
Hundes anteilsmäßig für den Rest des Jahres zu berechnen und zu entrichten. Wird bei der Anmeldung
des Hundes nachgewiesen, dass der Hund erst nach dem 30. September erworben wurde, so ist für das
laufende Jahr keine Abgabe zu entrichten.

3. Ist ein Verfahren nach § 7 Abs. l anhängig, so ist die Abgabe innerhalb von 4 Wochen nach Zustellung der
den Parteiantrag behandelnden Erledigung, frühestens jedoch am
15. April, fällig.

§9
Einrechnung der Abgabe

Wer einen bereits in einer anderen österreichischen Gemeinde zu dieser Abgabe herangezogenen Hund
erwirbt oder mit einem solchen Hund zuzieht, oder wer an Stelle eines zur Abgabe bereits herangezogenen
Hundes einen neuen anschafft, kann gegen Ablieferung der Abgabequittung die Einrechnung der bereits für
den gleichen Zeitraum entrichteten Abgabe erlangen.

§10

An- und Abmeldepflicht

l. Eine Person, die einen über 3 Monate alten Hund hält (Hundehalterin/Hundehalter), hat dies der
Gemeinde, in der sie ihren Hauptwohnsitz hat, binnen 4 Wochen zu melden.

2. Die Meldung hat zu enthalten;

Name, Hauptwohnsitz und Geburtsdatum der Halterin/des Halters,
Rasse, Geschlecht. Geburtsdatum (zumindest Geburtsjahr) des Hundes,
Kennzeichnungsnummer gem. § 24a Tierschutzgesetz (Microchipnummer)

3. Der Meldung sind anzuschließen:

die Registernummer des Stammdatensatzes gem. § 24a Abs. 5 Tierschutzgesetz,
der für das Halten des Tieres notwendige Hundekundenachweis (sofern nach § 3b Abs. 8 des Stmk.
Landes-Sicherheitsgesetzes erforderlich),
der Nachweis einer Haftpflichtversicherung gem. § 3b Abs. 7 Stmk. Landes-Sicherheitsgesetz

4. Die Hundehalterin/der Hundehalter hat die Beendigung des Haltens eines Hundes unter Angabe des
Endigungsgrundes und unter Bekanntgabe einer allfälligen neuen Hundehalterin/ eines allfälligen neuen
Hundehalters, innerhalb von 4 Wochen der Gemeinde zu melden. Diese Meldepflicht gilt auch, wenn die
Hundehalterin/ der Hundehalter den Hauptwohnsitz in eine andere Gemeinde verlegt.

§11
Auskunftspflicht und Kontrolle

Die Grundstückseigentümer/ der Grundstückseigentümer, Betriesleiterinnen/Betriebsleiter, sowie die
Hundehalterinnen/Hundehalter, oder deren Stellvertreter sind zur wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung und
Ausfüllung der ihnen von der Gemeinde übersandten Unterlagen bei der Durchführung von Hunde-
bestandsaufnahmen verpflichtet. Die Pflicht Hunde gemäß § 10 zu melden, wird hiedurch nicht berührt.
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§12
Strafen

Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer
l. der Meldepflicht gemäß § 11 Abs. l oder 3 Stmk. Hundeabgabegesetz 2013 nicht zeitgerecht oder nicht

nachkommt;

2. einen Nachweis gemäß § 11 Abs. 2 Z l und 3 leg.cit. nicht erbringt;
3. unter Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht die

Hundeabgabe verkürzt.

§13
Inkrafttreten

Die Abgabenordnung tritt mit Ablauf der 14-tägigen Kundmachungsfrist in Kraft und richtet sich nach dem
Anschlags- und Abnahmevermerk.

Für den Gemeinderat

Der Bürgermeister:

(Adolf Meixner)

Angeschlagen am:
Abgenommen am:

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag, die vorliegenden Verordnung neu zu beschließen und
nach der öffentlichen Kundmachung ziir neuerlichen Verordnungsprüfung dem Land
Steiermark - Fachabteilung 7, vorzulegen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 4. Pachtvertrag Pfarrpfründe Preding;

Herr GR Tschampa erklärt sich als in der Angelegenheit für befangen, da er an den
Vertragsverhandlungen sowie -Errichtung wesentlichen Anteil hatte, jedoch bleibt er zur
Auskunftserteilung während der Beratung und Beschlussfassung im Sitzungssaal.

Herr Bgm. Meixner berichtet, dass ein Pachtvertragsentwurf für einen Teil des Gmndstückes
1050/1 in der KG 61049 Preding vorliegt.
Das Pachtobjekt ist ausschließlich als öffentliche Parkanlage, Kinderspielplatz bzw.
Begegnungsraum zu verwenden.
Der Pachtvertrag wurde mit einer Laufzeit von 20 Jahren vorgelegt und startet mit
01.01.2024.
Es könnte ein LEADER Projekt eingereicht werden (Begegnungszentrum), bei welchem eine
Förderung von 40,00, bis 80,00 % zu erzielen sind.

Herr GK Stangl wirft in die Runde, ob ein Pachtvertragsabschluss nicht verfrüht sei, wenn
man noch kein Konzept für den Begegnungsraum erstellt hat.
Herr Bgm. Meixner erklärt, ein Pachtvertrag ist die Grundvoraussetzung, um evtl. in ein
LEADER Projekt zu kommen.



14

s BB» 1e?• atv

asNie i
ifi aA• m,a ^

NBm I» s.

SS ss fa ani .:^"an a» ä-ls,

iK 36rf^e^ m-g BS.IB »a?;?K -a9ft
B ;a^ •I 37s

••il«
IBS gn i»r fs ^$u «tl. .•^ *^!»» msa..:it BIS ^s Vt m iit* -Syra

m

«t.• 1050/1 i»tel 10

gMesN Bie s40«iB W •m «v»"g^;tf! "l
»..

i::'ÄN ^^
maa ts m m«s ^^ i?ff vs» !ßgB» "'ss^s £ •ym^LJ^L a? t 2^.?!

f.
-fj

-Sniff'i 9^ta s a3oT %~a^ ••£. *»? r-1 i* ,1 »kSi •^

64S/3 9<
..s» ü652.'.f11iift JB*.IS.»t CJl.L-i. s "^BI^' 1^49/1^s' 9 **"ka I „^a,»:'^^— Affr:t •» f,:7^.# ./•l tt •^B 1049/212

M ^»Y '*rKM» I 05Smw •"-„
.—ai r mmy ;»

&1!^ a 104&.

Frau GR Stoiser fragt nach, wamm man nicht die Pfarrwiese dafür nutzt? Dort wären bereits
viele schattenspendende Bäume vorhanden. Der Pfarrhof könnte auch mitgenutzt werden.
Fr. GR Muhrer erklärt, dass die obere Fläche der Pfarre gehört und die Entscheidung über
eine evtl. Nutzung dem Pfarrgemeinderat unterliegt.

Herr GK Stangl merkt an, dass hier aufzupassen ist. Sollte der Pfarrhof irgendwann verkauft
werden, kommt dort mit Sicherheit ein großer Wohnblock und alles wird verbaut.

Herr GR Ing. Gurt erklärt, dass mit der Errichtung eines Begegnungszentrums dem
entgegengewirkt wird.
Es wird rege diskutiert.

Herr GK Stangl hinterfragt, was passiert, wenn keine LEADER-Förderung zustande kommt?
Herr GR Tschampa berichtet, der Vertrag ist seitens der Gemeinde jährlich kündbar.

Fr GR Stoiser merkt an, die Nutzung der Pfarrwiese sollte einfach überdacht werden.

Herr GR HR DI Becker merkt an, dass man am besagten Grundstück nichts bebauen darf. Er
gibt seine Bedenken hinsichtlich einer WC-Anlage bekannt. Herr Bgm. Meixner meint, dass
die bestehende WC-Anlage bei der Aufbahrungshalle hierfür völlig ausreichend wäre.

Wenn die Pfarre jemals verkauft werden sollte, könnte man die Anlage zum
Begegnungszentrum integrieren.

Herr Vzbgm. Steiner meint, man sollte hinschlicht eines evtl. Vorkaufsrechts mit der Pfarre
und der Diözese verhandeln.
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Herr Bgm. Meixner berichtet, dass der jährliche Pachtzins € 1.400,00 beträgt, zuzüglich der
gesetzlichen Mehrwertsteuer, und ist indexgesichert.

Herr Bgm. Meixner bedankt sich bei Herrn GR Tschampa für sein Bemühen und für das
Einarbeiten des Zufahrtsrechts.

Er erklärt, dass die Zufahrt nur für uns als Pächter gilt.

Es wird darüber diskutiert, dass eine Bebauung des Gmndstückes nicht möglich ist und dies
für die künftige Nutzung von Nachteil sein könnte.
Herr Bgm. Meixner erklärt, entsprechende Befestigungen die für die Nutzung erforderlich
sind, könnten jedoch errichtet werden und sind bei Rückgabe des Grundstückes jedoch zu
entfernen.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, den vorliegenden Pachtvertrag anzunehmen und diesen
zum integrierenden Bestandteil des Protokolls (Beilage l) zu erklären.

Der Antrag wird mehrheitlich mit 11:2 Stimmen angenommen.
(2 Stimmenthaltungen: Herr GK Stangl, Frau GR Stoiser, l Befangener: Herr GR
Tschampa)

zu TOP 5. Beschluss Musikschulbeiträge (überarbeitet);

Herr Bgm. Meixner berichtet, das bereits am 22.08.2022 mit der Stadtgemeinde
Deutschlandsberg Kontakt bezüglich des Sachbezuges bzw. der Musikschulbeiträge
aufgenommen wurde.
Hierbei wurde folgendes besprochen, per Mail wie folgt festgehalten und seitens der
Stadtgemeinde Deutschlandsberg akzeptiert:

Sehr geehrte Herr DI Gressenberger!
Lieber Hans!

Bezugnehmend auf die Besprechung vom 22.08.2022 hinsichtlich des Gemeindebeitrages und
des Sachaufwandes für die Musikschule Deutschlandsberg, darf ich das Ergebnis
zusammenfassen, bzw. folgenden Formulierungsvorschlag übermitteln:

Für jene ordentlichen Schüler die zwar von der Musikschule Deutschlandsberg unterrichtet
werden, jedoch den Unterricht in den Räumen der Musikschule der Marktgemeinde Preding
besuchen, wird der Sachaufwand gegenverrechnet. Die Marktgemeinde Preding zieht hiezu
den von der Stadtgemeinde Deutschlandsberg vorgeschriebenen Sachaufw and / Schüler heran
und bringt diesen ermittelten Betrag in Abzug.

Der tatsächlich von der Marktgemeinde Preding zu leistende Sachaufwand ermittelt sich
daher wie folgt:

(Betrag Sachaußvand * ordentliche Schüler) - (Betrag Sachaußvand * ordentliche Schüler,
Unterricht in Preding)

Für außerordentliche Schüler können der Gemeindebeitrag und der Sachaußvand von der
Marktgemeinde Preding, auf Grund der angespannten finanziellen Situation, nicht mehr
übernommen werden.

Die Direktion der Musikschule Deutschlandsberg wird aufgefordert die betreffenden
Musikschüler darüber zu informieren, dass für das Schuljahr 2022 / 2023 die Beiträge von
den jeweiligen Schülern selbst getragen werden müssen.
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Gemeindebeiträge werden ausschließlich für ordentliche Schüler bis längstens zum
vollendeten 25 Lebensjahr geleistet, sofern sie Studenten, Lehrlinge oder Schüler sind.

Durch den Gemeinderat wird der Begriff des ordentlichen Schülers zur einfacheren
Verwaltung folgendermaßen definiert, dass Beiträge und Förderungen nur solange gewährt
werden, wie Familienbeihilfe bezogen wird.
Dies ist auf Verlangen der MG Preding nachzuweisen, bzw. ab der Volljährigkeit ist der
Nachweis jedenfalls jährlich nachzuweisen. Wird der Nachweis nicht erbracht, entfällt
automatisch für dieses Jahr jegliche Förderung.

Das Hauptfach wird zur Gänze gefördert, für ein weiteres Hauptfach zu 50 %. Für weitere
Fächer entfällt die Förderung.

Nach der GR-Sitzung sollte das schriftlich der Musikschule DLBG und Hengsberg bekannt
geben werden.

Herr GR Langmann erkundigt sich nach der Höhe der Kosten für die MG Preding pro Person?
Herr Bgm. Meixner berichtet, dass sich die derzeitigen Kosten auf €525,- pro Pers. Belaufen.
Die Gesamtkosten für das vergangene Schuljahr belaufen sich auf € 33.560,33. Davon
entfallene 8.390,08 auf den Sachaufwand.

Herr GK Stangl fragt an, ab wann diese Regelungen geltend gemacht werden.
Herr AL Spath gibt bekannt, dass ab Schuljahr 23/24 diese Bestimmungen umgesetzt werden.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, für ordentliche Schüler, die von der Musikschule
Deutschlandsberg unterrichtet werden, jedoch den Unterricht in den Räumen der Musikschule
der Marktgemeinde Preding besuchen, den Sachaufwand gegenzuverrechnen. Die
Marktgemeinde Preding zieht hierzu den von der Stadtgemeinde Deutschlandsberg
vorgeschriebenen Sachaufwand / Schüler heran und bringt diesen ermittelten Betrag in
Abzug. (Betrag Sachaufwand * ordentliche Schüler) - (Betrag Sachaufwand * ordentliche
Schüler, Unterricht in Preding)

Fördemngen werden künftig nur mehr für Musikschüler übernommen, für die der Bezug einer
Familienbeihilfe zu Beginn des jeweiligen Schuljahres nachgewiesen werden kann.
Dies ist auf Verlangen der MG Preding nachzuweisen, bzw. ab der Volljährigkeit ist der
Nachweis jedenfalls jährlich nachzuweisen. Wird der Nachweis nicht erbracht, entfällt
automatisch für dieses Jahr jegliche Förderung.

Das Hauptfach wird zur Gänze gefördert, für ein weiteres Hauptfach zu 50 %. Für weitere
Fächer entfällt die Förderung.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 6. Endbeschluss Bebauungsplan B522 „Ebenfeldweg";

Frau GR Muhrer erklärt sich als in der Angelegenheit für befangen, jedoch bleibt sie zur
Auskunftserteilung während der Beratung und Beschlussfassung im Sitzungssaal.

Herr AL Spath verliest die vorbereitete Einwendungsbehandlung des Büro Interplan und im
Zuge dessen werden die einzelnen Ausführungen vom Gemeinderat diskutiert.
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Einwendungsbehandlung

Marktgemeinde Preding

Bebauungsplan B522 „Ebenfeldweg//

Einwendungsbehandlung des Gemeinderates

vom 18.07.2023

und Einwendungen / Stellungnahmen im Original

Einwendunsen / Stellungnahmen im Rahmen der Anhörung

Einwendunoen /Stelluncinahmen von Einrichtunqen und

Dienststellen (öffentlich)

Nr. Öffentliche Einrichtung / Dienststelle Datum

0-01 Abteilung 13 (Stmk. Landesregierung) - Bau- und Raumordnung 03.07.2023

0-02 BBL Südweststeiermark - Referat Wasser, Umwelt und Baukultur 26.06.2023

Einwendunqen /Stellunanahmen von Grundeiqentümerlnnen

(privat)

Nr. Name (ohne Titel) Datum

P-01 Muhrmur GmbH und Gitec Gebäudetechnik GmbH 25.06.2023
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Briefkopf der Gemeinde

Amt der Stmk. Landesregierung
Abteilung 13 - Umwelt und Raumordnung
Referat Bau- und Raumordnung
Stempfergasse 7
8010 Graz

GZ

Betreff

Bezug

ABT13-122518/2023-4 Nr. 0-01

.1.'Marktgemeinde Preding | Bebauungsplan B522 „Ebenfeldweg"
Schriftliche Beantwortung der Einwendungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Einwendung im Rahmen der Anhörung vom 03.07.2023

Einwendung (Nummerierung ergänzt)
Zu dem dem ggst. Verfahren zu Grunde liegenden Entwurf des Bebauungsplanes (BPLs) bestehen aus
raumordnungsfachlicher Sicht folgende Einwendungen bzw. Mängel:

l. In § 4l (1)Z1 StROG ist ua. geregelt, dass die relevanten Inhalte des FWP in einem
BPL ersichtlich zu machen sind. Im FWP 5.00 wurden vom Gemeinderat Zielsetzungen für das KG
(33) verordnet, die aufgrund der oa. Bestimmung des StROG auch in den Wortlaut des BPLs mit
aufzunehmen sind. Zudem ist in den Erläuterungen darzulegen, wie diese Zielsetzungen für die
Bebauungsplanung - ua. „Sicherstellung der verkehrstechnischen Durchwegung zur entsprechenden
Anbindung der Potentiale im Osten" - im BPL umgesetzt wurden. Auf die Vorgaben des §8(1) StROG
wird ergänzend hingewiesen.

2. Da im vorliegenden Entwurf des BPLs die Errichtung von Handelsbetrieben nicht
ausgeschlossen ist, ist eine entsprechende Klarstellung hinsichtlich möglicher Einkaufszentren im
Planungsgebiet erforderlich bzw. ist in den Wortlaut der Verordnung ein entsprechender Hinweis auf
EZ-relevante Inhalte im Sinne des § 40 (4) Z2 StROG 2010 aufzunehmen.

3. In § 5 der Entwurfsunterlagen werden Einschränkungen für die bauliche
Entwicklung angeführt, doch werden im Wortlaut - und auch mit Verweis auf bereits bestehende BPLe
im Gemeindegebiet - zum Teil keine sich aus diesen Einschränkungen ergebende Konsequenzen
definiert. Dies ist nachzuführen, zumal dahingehend ausschließlich erläuternde Ausführungen nicht
hinreichend bestimmt sind.

4. Das nahezu über die gesamte Südgrenze des Planungsgebietes verlaufende Baufeld
3 schließt unter Berücksichtigung der zulässigen Bebauungsweise und der städtebaulichen Kennwerte
im Grunde auf diesem Baufeld eine einzige, durchgehende Bebauung mit einem maßstabssprengenden
Baukörper mit einer Länge von rund 85m nicht aus, weshalb ergänzende, einschränkende Vorgaben zB
durch Festlegung maximal zulässiger Gebäudelängen als erforderlich angesehen werden, um eine der
Zielsetzung des FWP 5.00 für die Bebauungsplanung entsprechende, geordnete Entwicklung in
Hinblick auf das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild sicher zu stellen (vgl. dazu auch das beiliegende
Gestaltungskonzept).

5. In § 11 ist eindeutig zu regeln, was mit „klein volumigen Bauteilen" gemeint ist, weil
die derzeitige Ausführung im Wortlaut nicht hinreichend bestimmt ist.
Auch für „kleine Flächen" in § 13, 3. Spiegelstrich, ist iS der oa. Ausführungen die Maximalgröße für
Effektfarben an Fassaden eindeutig zu definieren.

6. In § 12 (l) sind die „zulässigen" Dachformen durch verbindliche bzw.
einschränkende Formulierungen (vgl. ua. §§12 (6) u. 13 letzter Satz der Entwurfsunterlagen „nur"
zulässig) zu ersetzen bzw. zu ergänzen, da andere Dachformen derzeit im Wortlaut nicht grundsätzlich
ausgeschlossen werden. In diesem Sinne sind auch zu den Bestimmungen des § 17 (l), dass „als
Einfriedungen [...] zulässig sind", ergänzende Festlegungen erforderlich, da derzeit durch Vorgaben
des BPLs die Errichtung anderer Einfriedungen im Planungsgebiet ebenfalls nicht grundsätzlich
ausgeschlossen wird.
Auch bei der Bestimmung des § 13 letzter Spiegelstrich sind oa. Adaptierungen erforderlich, wobei hier
auch klarzustellen ist, ob entsprechende Werbeanlagen einmalig im Planungsgebiet oder einmalig auf
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dem jeweiligen Bauplatz errichtet werden können. Auf die Einhaltung der gebotenen Gleichbehandlung
wird generell hingewiesen.

7. In § 15 (4) wird um Prüfung der Ausführungen zu den Qualitäten der Pflanzungen
ersucht.

8. Da bei kaum geneigten Flächen, wie im gegenständlichen Fall,
Geländeveränderungen im Straßen-, Orts- und Landschaftsbild oftmals negativ in Erscheinung treten,
werden für diese Einschränkungen in der Höhenentwicklung als erforderlich erachtet.

9. Aus den vorliegenden Erläuterungen sind zum Teil Entscheidungsgrundlagen flir
Verordnungs-inhalte (vgl. zB zu § 13 „Sonstige Vorschriften zur Gestaltung") nicht hinreichend
erkennbar. Die Erläuterungen sind dahmgehend generell zu prüfen und gegebenenfalls zu ergänzen
bzw. zu vertiefen.

10. Bei den Erläuterungen zum Bebauungsgrad ist aufgrund der einheitlichen
Festlegung im Wortlaut die Ausführung nicht nachvollziehbar, dass der Bebauungsgrad unter
Berücksichtigung der Bauplatzgrößen differenziert festgelegt wird.

11. Auch bei den Erläuterungen zu den §§ 9 (l) u. 12 (2) sind Prüfungen erforderlich,
zumal ua. die Lage von Nebengebäuden derzeit im Wortlaut im Grunde nicht geregelt wird und die
Lage von Garagen derzeit durch die Festlegung von Baugrenzlinien gleich wie für Hauptgebäude
eingeschränkt ist.
IS der oa. Ausführungen wird auch bei den Erläuterungen zu § 15 (3) iVm den relevanten
Wortlautfestlegungen um Prüfung bzw. Harmonisierung ersucht, wobei die Verwendung von
Rasengittersteinen bei der Berechnung des Grünflächenfaktors offensichtlich berücksichtigt werden
kann (vgl. Erläuterungen zu § 16 (l)).

12. In den Erläuterungen zu § 15 (4) wird um Prüfung der dort angeführten
Baugebietskategorien ersucht.

13. Im Rechtsplan wird um Darstellung der Grundstücksnummem und entlang der
östlichen Grenze des Geltungsbereiches des BPLs um Prüfung der Übereinstimmung mit den dortigen
Baulandabgrenzungen des FWP 5.00 ersucht, zumal im Baulandflächenbilanzplan zum FWP 5.00 die
unbebaute Fläche des BPL-Gebietes mit 5.670m2 angegeben wird.

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass verfahrensbezogene Schreiben anderer Fach-/Ab-teilungen/Stellen
ebenfalls zu berücksichtigen sind.

Gemeinderatsbeschluss vom 18.07.2023
Die Punkte der Einwendung werden wie folgt behandelt:

Zu l. Dem Einwand wird stattgegeben. Im Wortlaut werden unter §4(2) die Zielsetzungen an die
Bebauungsplanung gem. FWP 5.00 ergänzt und im Erläuterungsbericht entsprechend dargelegt. Weiters
wird in §5 (5) auf die Sicherung einer entsprechenden Durchwegung zur Anbindung an Potentialflächen
im Osten verwiesen.

Zu 2. Dem Einwand wird stattgegeben und die EZ-relevanten Inhalte ergänzt (siehe dazu neu §7).

Zu 3. Dem Einwand wird mit folgender Begründung nicht stattgegeben:

Der Bebauungsplan bildet die Grundlage für die Entwicklung von Projekten im Sinne der Bestimmungen
des §23 Stmk BauG. Im Baugesetz werden genaue Anforderungen an ein Projekt definiert. Unter
anderem sind einem Bauansuchen gem. §22 (2) Z.5 Stmk. BauG iVm §5 Stmk. BauG Angaben über die
Bauplatzeignung beizufügen. Bei den Einschränkungen nach §5 des Bebauungsplanes handelt es sich im
Wesentlichen um Vorgaben und Hinweise an Antragsteller und Baubehörde, worauf im baurechtlichen
Vollzug in Hinblick auf die oa Bestimmungen besonders Bedacht zu nehmen ist. Des Weiteren um
Hinweise und Anordnungen die sich aus anderen Materiengesetzen ergeben könnten.

Die Struktur und der Inhalt der Verordnung folgen einer jahrzehntelang geübten und stets adaptierten
Praxis, die im ständigen Austausch mit den vollziehenden Baubehörden bei allfälligem Erfordernis an
den Stand der Technik und der Wissenschaft angepasst wird.

Aufgabe der Planung ist die zunehmende Konkretisierung in einer gesetzlich vorgegebenen
Planungshierarchie nach dem top-down-Prinzip (ÖEK, FWP, BPL, Projekt). Hier ist der Bebauungsplan
zwischen dem Flächenwidmungsplan und dem Projekt einzuordnen. Wenn die Aufsichtsbehörde nun
meint auf der Ebene des Bebauungsplanes die sich aus Planungsgrundlagen ergebenden Konsequenzen
detaillierten Anordnungen unterwerfen zu müssen verkennt sie die Tatsache, dass der Gesetzgeber das
top-down-Prinzip durch die gesetzlich festgelegten Planungsinstrumente verbindlich anordnet. Dies
bedeutet in der Raumordnung und im baurechtlichen Vollzug, dass „von oben nach unten" ein Synonym
von „vom Allgemeinen zum Detail". Eine strukturelle Konsequenz dieser Methode ist allerdings, dass
eine zu starke Detailierung auf einer dafür nicht vorgesehenen Planungsebene in weiterer Folge zu
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Widersprächen im Planungssystem führen kann und es danach keine einfache Lösungsmöglichkeit für
die Beseitigung dieser Widerspräche gibt. Die Lösung erfordert dann häufig, dass der Gemeinderat seine
Verordnung ändert, was wiederum einen potentiellen Konflikt zur Judikatur ergibt, in welcher die
Raumordnungspläne dem Grundsatz der erschwerten Abänderbarkeit unterliegen (vgl. VfGH
„Vertrauensschutz in die Planung").

Man mag nun durchaus darauf hinweisen, dass der Gesetzgeber seit Rechtskraft des Stmk. ROG 2010
dieses in dreizehn Jahren bereits dreizehn Mal novelliert hat. Der Gesetzgeber ist damit aber nicht
beispielsgebend für den Gemeinderat, der nicht die Absicht hegt, den erlassenen Bebauungsplan ebenso
oft abzuändern, wie der Gesetzgeber die Rechtsgrundlage.

Zu 4. Dem Einwand wird stattgegeben.

Die Bestimmung wird unter (3) wie folgt ergänzt: „Die maximale Längsausdehnung der Baukörper wird
mit 50 m festgelegt". In den Erläuterungen wird dazu ergänzt, dass sich diese Vorgabe an der
bestehenden westlichen Bebauung orientiert (vgl. hierzu Billa, Fa. Erhart) und damit sichergestellt
werden soll, dass keine maßstabssprengenden Gebäudekubaturen entstehen, die mit einer
gravierenden Störung des Straßen-, Orts- und Landschaftsbildes einhergehen können.

Zu 5. Dem Einwand wird teilweise stattgegeben.

Bereits in den Anhörungsunterlagen war im Erläuterungsbericht die exemplarische Aufzählung gemäß
steiermärkischem Baugesetz enthalten. Im Sinne der Einwendung wird die Begriffsbestimmung des §4
Z.33 Stmk. BauG in den Wortlaut aufgenommen.

Der Bebauungsplan erlaubt grundsätzlich die Anwendung von Effektfarben und kann die tatsächliche
Vereinbarkeit im Verhältnis Gebäudekubatur, Länge des Firmennamens etc. nur projektbezogen im Zuge
von Bauverfahren abschließend geprüft und geklärt werden. Dazu wird im Bebauungsplan verordnet,
dass ein Färbelungskonzept mit Materialangaben der Baubehörde vorzulegen ist. Die Bestimmung des
§ 13, 3. Spiegelstrich wird daher unverändert fortgeführt.

Zu 6. Dem Einwand wird stattgegeben.

.//Die Bestimmung wird wie folgt konkretisiert: „Als Hauptdächer sind ausschließlich zulässig:"

Die Bestimmungen des § 17 (l), nunmehr §18 (l), werden überarbeitet.

Die Bestimmung des § 13, letzter Spiegelstrich, nunmehr §14, wird dahingehend konkretisiert, dass die
Errichtung von Werbeeinrichtungen pro Bauplatz zulässig ist.

Zu 7. Der Punkt wird zur Kenntnis genommen und der redaktionelle Mangel korrigiert.

Zu 8. Dem Einwand wird stattgegeben und eine Höhenentwicklung ergänzt. Es wird daher festgelegt, dass die
Einzelhöhe von Stützmauern, Dämmen und Einschnitten grundsätzlich maximal 1,50m und im Osten
max. 2,00 m betragen darf.

Zu 9. Dem Einwand wird stattgegeben. Die Erläuterungen werden noch einmal überprüft und ggf. ergänzt.
Dabei wird beispielsweise die Bestimmung des § 16 (5), nunmehr §17 (5), wie folgt konkretisiert:
Geländeveränderung sind gering zu halten. Auf eine dem Straßen-, Orts- und Landschaftsbild
entsprechende, qualitätvolle bauliche und landschaftsplanerische Gestaltung ist besonders Wert zu
legen. Böschungen sind als natürliche Böschungen oder mit bewehrter Erde zu gestalten. Stützbauwerke
sind unter Berücksichtigung ingenieurbiologischer Grundsätze herzustellen. Für Maßnahmen zur
Errichtung von Entwässerungs- und Retentionsanlagen sind Ausnahmen zulässig.

Zu 10. Dem Einwand wird stattgegeben. Es erfolgt keine Differenzierung des Bebauungsgrades. Dies wird im
Erläuterungsbericht ersatzlos gestrichen.

Zu 11. Dem Einwand wird stattgegeben.

Die betreffenden Wortlaute und Erläuterungen werden überarbeitet um die Regelungen für
Hauptgebäude, Garagen, Nebengebäude und eingeschoßigen Gebäuden von untergeordneter
Bedeutung klar festzulegen.

Der Grünflächenfaktor trifft hinreichende Regelungen und ist die Ausführung der Kfz-Abstellplätze
ohnehin im §8 (3) Stmk. BauG geregelt. Der §15 (3) wird somit ersatzlos gestrichen.

Zu 12. Dem Einwand wird stattgegeben.

Die Erläuterung zu § 15 (4) wird wie folgt korrigiert: „Die Vorgaben hinsichtlich der Baumpflanzungen
stellen die Einfügung des Kerngebietes in das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild und auch einen
besseren Wasserhaushalt sicher."
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Zu 13. Dem Einwand wird stattgegeben. Die Grundstücksnummern werden ergänzt. Die Abgrenzung der
Planungsgebietes erfolgte auf Grundlage des Vermessungsentwurfes und weist dieser eine Differenz zur
rechtskräftigen Widmung von lediglich 130m3 auf. Um jedoch einen Widerspruch zum Stmk.
Raumordnungsgesetz, insbesondere zu §8 (l), hintanzuhalten, wird das Planungsgebiet auf Grundlage
der Widmung abgegrenzt.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag, die eingebrachten Einwendungen und Stellungnahmen in der
vorbereiteten Form zu beschließen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

(l Befangene: Frau GR Muhrer)
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Brieflkopf der Gemeinde

Amt der Stmk. Landesregierung
BaubezirksleitungSüdweststeiermark
Referat Wasser, Umwelt und Baukultur
Marburger Straße 75
8435 Wagna

GZ

Betreff

Bezug

ABT16-124637/2023-2 Nr. 0-02

Marktgemeinde Predmg | Bebauungsplan B522 „Ebenfeldweg"
Schriftliche Beantwortung der Einwendungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Stellungnahme im Rahmen der Anhörung vom 26.06.2023

Stellungnahme
Zum oben angeführten Raumordnungsverfahren wird seitens der Baubezirksleitung Südweststeiermark
vorgebracht:

Hinsichtlich § 14 (3) und § 16 (3) soll nicht nur die innere, sondern auch die äußere Verkehrserschließung in
verkehrstechnisch emwandfreier Form sichergestellt werden. Die grundsätzlich begrüßte vorgesehene
Baumpflanzung befindet sich jedoch teilweise im Sichtraum des Kreuzungsbereiches (siehe Skizze unten). Es
soll darauf geachtet werden, dass die Kreuzungsausgestaltung nach den Vorgaben der RVS 03.05.12 erfolgt.

Für die Oberflächenwassereinleitung in das öffentliche Gewässer „Kleiner Predingbach" wird auf die
baurechtliche und allenfalls wasserrechtliche Genehmigung verwiesen. Eine Zustimmung durch die BBLSW ist
nicht erforderlich (kein öffentliches Wassergut).

Gemeinderatsbeschluss vom 18.07.2023
Die Stellungnahme wird wie folgt berücksichtigt.

ZumSichtraum:

Dem Einwand wird stattgegeben und die verpflichtende Baumpflanzung an die Sichträume angepasst. In der
Verordnung wird dazu weiters festgelegt, dass die verpflichtende Baumpflanzung projektbezogen in ihrer Lage
versetzte werden darf, dies jedoch nicht in den Bereich Sichtraumes. Der in der Skizze übermittelte Sichtraum
wird darüber hinaus im Rechtsplan ersichtlich gemacht und der Einfahrtsbereich der inneren Erschließung
geringfügig angepasst.

Zur Oberflächenwassereinleitung: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Erläuterungsbericht
ergänzt.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag, die eingebrachten Einwendungen und Stellungnahmen in der
vorbereiteten Form zu beschließen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

(l Befangene: Frau GR Muhrer)
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Briefkopf der Gemeinde

Muhrmur GmbH und Gitec Gebäudetechnik GmbH
Ebenfeldweg 3
8504 Preding

GZ Nr. P-01

Betreff

Bezug

Marktgemeinde Preding | Bebauungsplan B522 „Ebenfeldweg"
Schriftliche Beantwortung der Einwendungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Einwendung im Rahmen der Anhörung vom 25.06.2023

Einwendung
Ich erkläre mich mit dem Entwurf des Bebauungsplanes inhaltlich mit folgender Begründung nicht
einverstanden: (Beilage lt. Bespr. Vom 23.06.20023 mit den Gemeindevertretem)

Beilage A

Einwendungen zum Bebauungsplan B522 Ebenfeldweg | Entwurf
vom 19.6.2023, GZ: RO-603-24/BPL B522

zu § 6: Festlegung der Baugrenzlinien:
l. zwischen Baufeld l + 2 soll die Baugrenzlinie an der Grundstücksgrenze liegen.
2. zwischen Baufeld 2 und dem nördlichen Anrainer (Bauhof) soll die Baugrenzlinie an der GG liegen. In

diesem Bereich gibt es keine Wohnnutzung wie beim Baufeld l . Aus betrieblicher Sicht notwendig,
bereits mit der Firma abgestimmt, welche sich in Preding, Ebenfeldweg ansiedeln möchte.

3. zwischen Baufeld 2 und der inneren Erschließung (Wendehammer) soll die Baugrenzlinie an der
Grundsttlcksgrenze liegen, um das Grundstück bestmöglich nutzen zu können. Um die Baugrenzlinie zu
verschieben könnte, wenn notwendig der Wendehammer auf 14m verbreitert werden.

4. zwischen Baufeld l und der inneren Erschließung ist keine Freihaltefläche in der Breite von 4 Metern
gewünscht. Baurechtlich sind ohne mind. 3 Meter für Gebäude und l Meter für Flugdächer erforderlich.

Zu § 8: Dichte:
5. 0.3-1.0 sollte überprüft werden, da 0.5-1.0 eine sehr dichte Verbauung erforderlich macht.

Zu § 11 (3) Gebäudehöhe |
6. Um 3 Stockwerke errichten zu können wäre unsererseits eine zulässige Gebäudehöhe von 12 Metern

gewünscht, ähnlich wie beim Gesundheitszentrum 3,5m pro Stock + Attika und Decken.
Das Baufeld l könnte von den 12 Metern Gebäudehöhe ausgenommen werden, um damit die nördlich
benachbarte Wohnbebauung nicht eingeschränkt wird.

Zu § 12 (2) Dachform |
7. die Pultdachform unserer Halle mit 10° wurde nicht berücksichtigt (GZ: B-2022-1289-00056)
8. unser Vorschlag Wäre Flach-, Pult- und Satteldächer von 10 bis 25°:0

Zu § 12 (3) Gründach
9. unsere bestehende Bewilligung erfordert kein Gründach (GZ: B-2022-1289-00056)

Zu § 14 (l) Erschließung vom Ebenfeldweg
10. Die Erschließung von Bauplatz l über die äussere Erschließung (Ebenfeldweg) ist für die errichtet Halle

bewilligt und sollte in den BPL übernommen werden.
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11. Wir sind bereit die best. Bewilligung zu optimieren, der Großteil der PWK nicht Rückwärts auf den
Ebenfeldweg ausparkt, siehe Beilage C (GZ: B-2022-1289-00056)

12. Aus unserer Sicht ist eine Anbindung der östlichen Potentialflächen nicht gegeben, da Bauverbot durch
die 380kV-Leitung der Austrian Power Grid und die Erweiterung des Industriegebietes auf Grund der
örtlichen Gelände und best. Straßen südlich erfolgen wird.
Daher wäre das Freihalten der Fläche nicht notwendig. Unsererseits wäre die Vergrößerung der
Baugrenzlinie bis zur GG zwischen Baufeld 2+3 gewünscht.

Zu § 14 (4) Erschließung vom Ebenfeldweg
13. siehe Einwand zu § 6: Festlegung der Baugrenzlinien

Zu § 14 (6) Erschließung vom Ebenfeldweg
14. die Übergabe des Grundstückes an die Gemeinde ist nicht geplant
15. kerne Erhaltungskosten für die Gemeinde = Vorteil

Zug 15 (3) Parkplätze
16. Die Untergrundverhältnisse lassen keine Versickerung zu, siehe Bodengutachten und Erfahrungswerte

in Preding (Lehmboden)
17. Im Geo. Gutachten wurden die Asphaltflächen berücksichtigt (Filtermulden, Retention und Ableitung in

den Regenwasserkanal)

Zug 16 (5) Bäume
18. Der erforderliche mind. Stammdurchmesser sollte auf 10-15 cm reduziert werden, da kleiner Bäume

besser anwurzeln. Die Gefahr eines Sturmschaden wird zusätzlich reduziert.

Zu § 16 (5) Geländeveränderung
19. Das bestehende Gelände weist im letzten östlichen Drittel ein Gefalle auf. Daher werden

Geläadeveränderungen notwendig sein.
20. Im Osten (Süd wo notwendig) sollte eine Stützmauer zulässig sein, mit einer max. Höhe vom

natürlichen Gelände 2,0m (Gesamtgefälle der Grundstücke).
21. Beispielsweise wurde Stützmauern im Industriegebiet West, Fa BVP an drei Seiten des Grundstückes

errichtet.

Beilage D
Vorvereinbarung zum Bebauungsplan B522 Ebenfeldweg | Entwurf
vom 19.6.2023, GZ: RO-603-24/BPL B522
Die Eigentümer und Rechtsnachfolger der Baufelder vereinbaren im Fall der Bebauung des jeweiligen Baufeldes
sich je zu einem Drittel an der inneren Erschließungsstraße (Grundstück und Herstellung) zu beteiligen.

Gemeinderatsbeschluss vom 18.07.2023
Der Einwand wird zur Kenntnis genommen und wie folgt behandelt:

Zu l. und zu 2.: Die beiden Punkte werden mit folgender Begründung abgewiesen: Generell wird in
Kerngebieten, bzw. Gewerbegebieten der Grundsatz der offenen Bebauung verfolgt und sind unmittelbare
Grenzbebauung nicht erwünscht. Der Gemeinderat handelt dabei auch im Sinne der Gleichbehandlung in
ähnlich gelagerten Fällen. Eine beiderseitige Anbaumöglichkeit an die Grundgrenze, bzw. eine Grenzbebauung
Richtung Norden wird daher nicht festgelegt. Dazu wird abschließend angemerkt, dass im Zuge der Anhörung
ein Einwand erhoben wurde, dass auf dem Baufeld 3 eine durchgehende Bebauung mit einem
maßstabssprengen Baukörper möglich wäre. Daher erfolgte eine Ergänzung im §10 (3) der Verordnung und
wird die maximale Längsausdehnung der Baukörper mit maximal 50 m begrenzt.

Zu 3.: Der Punkt wir mit folgender Begründung abgewiesen: Die Erstellung des Bebauungsplanes erfolgt im
öffentlichen Interesse der Marktgemeinde Preding. Dabei wurden insbesondere ein Gesamterschließungs- bzw.
Strukturkonzept sowie eine geordnete Entwicklung in Hinblick auf das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild als
wesentliche Zielsetzungen der Bebauungsplanung festgelegt. Die Festlegung der Baugrenzlinien entspricht
diesen Zielsetzungen und werden die Baugrenzlinien daher unverändert fortgeführt. Zur Ausführung des
Wendehammers wird angemerkt, dass dieser bereits im Rechtsplan abweichend von der vorgelegten
Vermessung an die Anforderungen für den Schwerverkehr angepasst wurde.

Zu 4.: Der Punkt wir mit folgender Begründung abgewiesen: Zwischen dem Baufeld l und der innen
Erschließung ist keine Freihaltefläche, sondern eine weitere Fläche für die innere Erschließung festgelegt (siehe
dazu Legende des Rechtsplanes). Auf dieser Fläche sind Zufahrten sowie Flächen für den ruhenden Verkehr
zulässig. Hinsichtlich der Abstände wird auf die Begründung zu 3., insbesondere auf die Zielsetzungen zum
Bebauungsplan verwiesen.



25

Zu 5.: Der Punkt wir mit folgender Begründung abgewiesen: Die Bebauungsdichteverordnung regelt die
Mindestbebauungsdichte für Kerngebiet mit 0,5, da das Kerngebieten im Vergleich zu anderen Baugebieten für
eine höhere Nutzungsvielfalt und Bebauungsdichte bestimmt ist. Eine Unterschreitung ist nicht durch
abweichende Festlegungen im Bebauungsplan, sondern nur nach Einholung eines Gutachtens eines
Sachverständigen auf dem Gebiet der Raumplanung zulässig. Die Bebauungsdichte wird daher gem. den
Festlegungen im Flächenwidmungsplan übernommen.

Zu 6.: Der Punkt wir mit folgender Begründung abgewiesen: Die unmittelbare Umgebung des Planungsgebietes
ist maßstabsbildend für die Festlegung der Gesamthöhe und treten diese bestehenden Gebäude keinesfalls
dreigeschoßig in Erscheinung. Das Planungsgebiet befindet sich am Rande des baulichen Entwicklungsbereiches
im unmittelbaren Anschluss an landwirtschaftlich genutzte Flächen und dem defacto unversehrten
Landschaftsraum. Daher ist eine besondere Sensibilität m Hinblick auf die Höhenentwicklung gegeben und keine
dreigeschoßige Bebauung erwünscht.

Zu 7. und 8.: Dem Einwand wird teilweise stattgegeben und das Pultdach, bzw. das flach geneigte Dach ergänzt.
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. Einreichunterlagen und Baubescheid ein Flachdach mit einer Neigung
von 3° eingereicht und bewilligt wurde. Es wird daher das flach geneigte Dach bis max. 3° in den
Beschlussunterlagen ergänzt und der §12, nunmehr §13, entsprechend den Einreichunterlagen überarbeitet.

Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, dass sich die verpflichtende
Dachbegründung ausschließlich auf Flachdächer bezieht. Für flach geneigte Dächer und Satteldächer werden
abweichende Regelungen getroffen.

Zu 10.: Der Punkt wird mit folgender Begründung abgewiesen: Eine befristete Baubewilligung gem. §30 Stmk.
BauG ist grundsätzlich keine Grundlage für Festlegungen in einem Bebauungsplan, da solche bauten gemäß §30
(3) Stmk. BauG nach Ablauf der Bewilligungsdauer als nicht bewilligt gelten. Darüber hinaus sind Zufahrten
auch unter Berücksichtigung des Landesstraßenverwaltungsgesetzes zu bewilligen. In diesem Zusammenhang
wird erneut auf die Begründung zu 3., insbesondere auf die Zielsetzungen zum Bebauungsplan verwiesen.

Zu 11.: Der Punkt wird vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. Dazu wird angemerkt, dass die
Baubezirksleitung eine Stellungnahme zum Bebauungsplan abgegeben hat und fordert, dass auch die äußere
Verkehrserschließung in verkehrstechnisch einwandfreier Form sichergestellt werden muss. Daher sind
erforderliche Sichtweiten einzuhalten und ist die Anordnung der Parkplätze gem. übermitteltem Einreichplan
entlang des Ebenfeldweges nunmehr unzulässig.

Zu 12.: Der Punkt wird mit folgender Begründung abgewiesen: Bereits im Örtlichen Entwicklungskonzept 4.00
(ÖEK) hat der Gemeinderat relative Entwicklungsgrenzen und somit geringfügige Erweiterungsmöglichkeiten
und Berücksichtig der 380 kV-Leitung festgelegt. Diese Festlegungen wurden im ÖEK 5.00 unverändert
fortgeführt und sind etwaige Potentialflächen über das ggst. Planungsgebiet zu erschließen, eine Zufahrt von
der Landesstraße ist unzulässig. Daher wurde in den Zielsetzungen zum Bebauungsplan im
Flächenwidmungsplan 5.00 die Sicherstellung der verkehrstechnischen Durchwegung zur entsprechenden
Anbindung der Potentiale im Osten festgelegt. Gemäß §8 (l) Stmk. ROG dürfen Bebauungspläne nicht dem
Flächenwidmungsplan und dem örtlichen Entwicklungskonzept widersprechen. Die Vergrößerung des
Baugrenzline bis zur Grundstücksgrenze zwischen Baufeld 2 und 3 wird daher abgelehnt.

Zu 13.: Siehe dazu Einwendungsbehandlung zu den Punkten l bis 4.

Zu 14. und 15: Dem Einwand wird stattgegeben und die Straßenfluchtlinie in den Beschlussunterlagen nicht
fortgeführt.

Zu 16. undl7.: Dem Einwand wird stattgegeben und der Passus entfernt.

Zu 18.: Der Punkt wird mit folgender Begründung abgewiesen: Es werden Anforderungen an die Herstellung
einer straßenbegleitenden Baumreihe und einer „Einpflanzung" der neuen Gebäude vorgegeben. Diese
Anforderung kann nur durch Vorgaben in Bezug auf die Qualität der Bäume gewährleistet werden. Ein gutes
Anwachsen und eine rasche visuelle Wirksamkeit im Straßen- Orts- und Landschaftsbild werden dadurch

sichergestellt.

Zu 19: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, dass Geländeveränderung
bereits in den Anhörungsunterlagen nicht ausgeschlossen waren.

Zu 20 und 21: Der Einwand und der Hinweis werden zur Kenntnis genommen und der §16 (5), nunmehr §17 (5)
überarbeitet.
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Die vorbereitete Behandlung wird verlesen. Der Gemeinderat diskutiert rege über sämtliche Ausführungen.

Zu Punkt 6.

Es wird betont, dass dies nur der vorbereitete Vorschlag von Frau DI Neubauer ist.

Der GR diskutiert, ob ein 3-stöckiges Bauen möglich ist aufgrund der KV-Leitung.

Es besteht jedoch die Möglichkeit, dass die KV-Leitung weg kommt.

Herr GR HR DI Becker merkt an, dass es optisch gesehen egal ist, ob man 10m oder 12m genehmigt. Es wird
rege darüber diskutiert.

Einigung: Gebäudehöhe 12m für Baufeld 2 und 3

Daher wird zu Punkt 6 folgender Wortlaut festgelegt:

Zu 6.: Dem Punkt wird stattgegeben. Im Sinne der Einwendung wird die Höhenentwicklung differenziert
festgelegt. Auf dem Baufeld l wird die Gesamthöhe gemäß Anhörungsentwurf unverändert fortgeführt. Auf
den Baufeldern 2 und 3 wird die Gesamthöhe auf 12,00 m angehoben.

Zu Punkt 11.

Herr AL Spath erklärt die Sachlage. Der Gemeinderat diskutiert darüber.

Zur Veranschaulichung wird die zeichnerische Darstellung des Bebauungsplanes herangezogen.
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Herr GR Gutjahr bringt den Vorschlag, die Parkplätze in Längsrichtung umzusetzen.

Nach kurzer Beratung findet der Vorschlag im Gemeinderat Zustimmung und wird wie folgt definiert:

Einigung:

Es werden 3 Parkplätze in Längsrichtung, parallel zur Gemeindestraße wie in der zeichnerischen Darstellung
abgebildet, zugelassen. Die Parkflächen müssen mit einem Mindestabstand von 1,5 m zur Grundgrenze
errichtet bzw. eingezeichnet werden.
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Daher wird zu Punkt 11 folgender Wortlaut festgelegt:

Zu 11.: Der Punkt wird vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen und teilweise positiv behandelt. Dazu wird
angemerkt, dass die Baubezirksleitung eine Stellungnahme zum Bebauungsplan abgegeben hat und fordert,
dass auch die äußere Verkehrserschließung in verkehrstechnisch einwandfreier Form sichergestellt werden
muss. Daher sind erforderliche Sichtweiten einzuhalten und ist die Anordnung der Parkplätze gem.
übermitteltem Einreichplan entlang des Ebenfeldweges im Bereich der Zufahrt zum Planungsgebiet
jedenfalls unzulässig. Im Sinne der Einwendung wird jedoch ein Teil der Parkplätze im nördlichen Bereich des
Ebenfeldweges im Rechtsplan berücksichtigt

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag, die eingebrachten Einwendungen und
Stellungnahmen in der vorbereiteten Form zu beschließen und die vom GR
vorgeschlagenen Änderungen in die Einwendungsbehandlung aufzunehmen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.
(l Befangene: Frau GR Muhrer)

Herr Bgm Meixner stellt weiters den Antrag, den Bebauungsplan in der vorliegenden
Form inklusiver der vom GR in der Einwendungsbehandlung beschlossenen
Änderungen zu genehmigen und ihn inklusive aller Anhänge zum integrierenden
Bestandteil des Protokolls (Beilage 2) zu erklären.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.
(l Befangene: Frau GR Muhrer)

zu TOP 7. Finanzierung Traktor;

Herr Bgm Meixner berichtet, über die mögliche Finanzierung des neuen Traktors. Die
Raiffeisenbank Preding hat der MG Preding dieselben Konditionen wie für die
Finanzierungen der Bauvorhaben Errichtung KommZentrum und KiGa angeboten. Diese
Darlehen wurden bereits Anfang des Jahres ausgeschrieben, zu einem Zeitpunkt, zu dem die
Konditionen noch deutlich günstiger waren, als momentan. Daher konnte von der Einholung
weiterer Angebote abgesehen werden.
Darlehensbetrag EUR 75.000,00
Laufzeit: 10 Jahre

Inanspruchnahme: 01.07.2023 (kalkulatorisch angesetzt)
Sollzinssatz: Der Sollzinssatz ist variabel und gebunden an den 6-Monats-Euribor, zuzüglich ei-
nes Aufschlages von 0,62%. Das ist auf Basis 6-Monats-Euribor per 05.06.2023 = 3,739% zu-
züglich 0,620%, ergibt 4,359%.
Halbjährliche Rückzahlungsrate: beginnend mit 31 ,12.2023 EUR 4,681,41.

Sondertilgungen können während der Laufzeit jederzeit in beliebiger Höhe vorgenommen wer-
den.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag zur Finanzierung „Traktorankauf WiHo"
(Vorhabenscode 2200062) den vorliegenden Darlehensvertrag mit einer Darlehenssumme
von € 75.000,- mit einer Laufzeit von 10 Jahren, variabler Zinssatz (EURIBOR mit Aufschlag
von 0,62%) mit der Möglichkeit einer pönalfreien Rückzahlung während der gesamten
Laufzeit von der Raiffeisenbank Preding zu genehmigen. Der vorliegende Vertragsentwurf
vom 18.07.2023 samt Tilgungsplan wird als Beilage 3 zum integrierenden Bestandteil der
Verhandlungsschrift erklärt

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen.
(l Stimmenthaltung: GR HR DI Becker)
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zu TOP 8 Neubeschluss Finanzierung Mehrkosten Kiga Neubau;

Herr Bgm. Meixner berichtet, dass nach nochmaliger Kalkulation das Projekt KiGA Neubau
überfinanziert ist. Das heißt, dass das beschlossene Darlehen in der Höhe von Euro
661.000,00 auf € 441.000,- herabgesetzt werden kann.
Hierzu gab es mehrere Besprechungen mit den zuständigen Bearbeiterinnen beim Amt der
Stmk. Landesregierung, um die komplexe Sachlage zu klären.
Diesbezüglich bedankt sich Herr AL Spath fiir die ausgesprochen entgegenkommende
Bearbeitung der zuständigen Damen im Land.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag zur Finanzierung „Mehrkosten Errichtung
Kindergarten" (Vorhabenscode 1200009) den vorliegenden Darlehensvertrag mit einer
Darlehenssumme von € 441.000,- mit einer Laufzeit von 15 Jahren - Fixzinssatz von 3,95%
p.a. für 5 Jahre, variabler Zinssatz (EURIBOR mit Aufschlag von 0,62%) für 10 Jahre mit der
Möglichkeit einer pönalfreien Rückzahlung während der gesamten Laufzeit von der
Raiffeisenbank Preding zu genehmigen. Der vorliegende Vertragsentwurf vom 18.07.2023
samt Tilgungsplan wird als Beilage 4 zum integrierenden Bestandteil der Verhandlungsschrift
erklärt.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 9. Neubeschluss Finanzierung Mehrkosten KommZ Neubau;

Herr AL Spath berichtet, dass das beschlossene Darlehen in der Höhe von Euro 435.000,00.
zu niedrig berechnet wurde. Die aktuell berechnete Summe liegt bei € 446.600,-
Hierzu gab es mehrere Besprechungen mit den zuständigen Bearbeiterinnen beim Amt der
Stmk. Landesregierung, um die komplexe Sachlage zu klären.
Diesbezüglich bedankt sich Herr AL Spath für die ausgesprochen entgegenkommende
Bearbeitung der zuständigen Damen im Land.

Herr GK Stangl spricht an, dass im Vorstand andere Summen besprochen wurden und fragt
nach, wer hier die Summen berechnet.
Herr AL Spath erklärt dem GR den Ablauf und die Komplikationen in diesem Bauvorhaben.
Im Voranschlag und im Rechnungsabschluss stellt es sich anders da/buchhalterische
Unterschiede.

Der Finanzierungsbedarf bleibt immer derselbe für uns als Gemeinde.

Herr Bgm. Meixner stellt den Antrag zur Finanzierung „Mehrkosten Errichtung
Kommunikationszentrum" (Vorhabenscode 1200015) den vorliegenden Darlehensvertrag
mit einer Darlehenssumme von € 446.600,- mit einer Laufzeit von 15 Jahren - Fixzinssatz von
3,95% p.a. für 5 Jahre, variabler Zinssatz (EURIBOR mit Aufschlag von 0,62%) für 10 Jahre
mit der Möglichkeit einer pönalfreien Rückzahlung während der gesamten Laufzeit von der
Raiffeisenbank Preding zu genehmigen. Der vorliegende Vertragsentwurf vom 18.07.2023
samt Tilgungsplan wird als Beilage 5 zum integrierenden Bestandteil der Verhandlungsschrift
erklärt.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 10. Reparatur Balkone Pflegewohnheim Preding;

Frau GR Ajtnik erklärt sich als in der Angelegenheit für befangen, jedoch bleibt sie zur
Auskunftserteilung während der Beratung und Beschlussfassung im Sitzungssaal.
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Herr Bgm. Meixner berichtet, dass Frau Brodtrager (Caritas Seniorenheim Preding) uns
mitgeteilt hat, das bei neun Balkonen das Holz so in Mitleidenschaft gezogen, dass die
Balkone gesperrt werden müssen.
Danach wurde uns ein Anbot von der Firma Ajtnik übermittelt.
Die Sanierung von einem Balkon laut Anbot beträgt € 2.897,40 inkl. USt.
Bei 9 Balkonen ergibt das eine Summe von € 26.076,60 inkl. USt.

Bei der Fa. BETKO wurde ein Zweitanbot eingeholt.
Die Fa. BETKO hat nach Besichtigung und Rücksprache mit dem Pflegewohnhaus 14
Balkone angeboten (mit zwei Eventualposten). Gesamtpreis: € 51.499,30 inükl. USt.

Herr Bgm. Meixner berichtet, Herr Sundl hat sich mit der Fa. BETKO und Fa. Ajtnik in
Verbindung gesetzt und die Balkone sowie ihr Anbot vor Ort durchbesprochen.
Herr Bgm. Meixner und Herr Sundl sind der Meinung, dass die Fa. Ajtnik die fachlich bessere
Lösung bietet.
Die Gesamtsumme der Fa. Ajtnik bei 14 Balkonen würde sich auf 40.543,60 inkl. USt
belaufen. Wobei man für das Schleifen und Streichen des bestehenden Tragwerkes noch ca.
5.000,- netto zusätzlich kalkulieren müsste.

Der Vorschlag seitens Herrn Bgm. Meixner wäre, nur die dringendsten Balkone zu sameren.
(Max. 9 Stk). Die Tragwerke sollen auch von Fa. Ajtnik gestrichen werden, sofern möglich.

Der Gemeinderat diskutiert und berät sich.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, die Fa. Ajtnik mit der Sanierung der zwingend
notwendigen Balkone (9 Stk), zu einem Maximalbetrag von € 26.076,60 inkl. USt sowie mit
den Schleif- und Streicharbeiten des Tragwerkes zu einem Maximalbetrag von € 4.500,- inkl.
Ust. zu beauftragen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.
(l Befangene: Frau GR Ajtnik)
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zu TOP 11. Tarife/Gebühren Freizeitbetreuung Schulen;

Herr Bgm. Meixner berichtet, das am 21.06.2023 schriftlich der Antrag auf Aufnahme des
Tagesordnungspunktes in die nächste GR-Sitzung von den OVP-GemeinderätInnen
eingelangt ist.

Begruraduna:

Die VS Rreding wird .auch weiterhin als Gariz'tagsschule geführt. Aus diesem- Grund können
auch Fö:rdermittein inacih dein BifGlungsinvestttioosgcsetz für ll/taßnahfflen im
PersonaJtereieh (BIG S 4| lukr'ert werden- Die Mittel werden je nach Anzahl der
eingerichteten Gruppen in der schulischen Tagesbetreuung gewährt Da für das SehyUalir
2023^24 insgesamt an VS und MS aerzeit It, Anmeldeliste von F'rau Steinwender 60 Kinderfür
äie Nachmittag s betreu ung angemeidet sind, müssen 3 Gliuppen eingenchtet werclen, äa die
Hächstzahl Je Gruppe 25 Kinder beträgt Atleröings wW sich die Kinderanzaht
erfahrungsgemäß noch erhöhen.

Die ÖVP/Onsgruppe Preäing hat den Fordefungsbe'icht 2022 des Amtes der .Stmk.LR
übermtttelt bekommen und daraus ist zu ersehen, dass die Gemeinde Pceding für 2022
Fördermittel für die GTS äer VS in Höhe VOR 18.000.- (fuT 2 Gruppen mit 5 Betreüungstageri).
undfürjäie GTS äer MS 7,175.99 (für 1 Gruppe mit 4 Betreuungstagen), also insQesamS
:25.175,90, erhaten hat, Da anzunehmen ist, dass äie GemeEnäe such für 2023 wieder um
diese Fo'rderinittel angesucht hat und diese auch beKommen wsrdi. möchten wirwrssen, waryin
diese Beträge nicht in &e Berechnung der: Beiträge für die Nachimiltagsbetreuung eingeflossen
sind. Dies würde die berechneten Personaiftosten um mehr als ein Drittel kurzen, so dass ein
ganz andererAnsatz für die Be'tragsberechnung entsteht.

Preding. 22. Juns 2023

Unterzeichner:
"\

Andreas Stangf ]
t^^-'r

Eijsabetrt Stoiser

^ /' /'"

Lükas Tscham,^a

-Ä. i.' \

IVIorifka Bicker^
^

Horst Beckeis-
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Herr AL Spath erklärt folgende Auflistung und berichtet über die Personalkosten bzw. die
Gesamtkosten, die für die Freizeitbetreuung entstehen:

Personatkosten

a!ie Set.rsoe wwüän semndet

Anteil nach SetfeuiiaysplSuen

Betreuungwersonal

Bier Anja
Winhter Sabine

September 2023 bis
August 2024(l Ja hr)

26.511,00
12.192,00

Anteil

Volksschule 1%;

26.511.00
11.331.a9

Anteil

Mittelschule tfauon i2,9Q9t

W
gesamt

3.7SS,34 15.087,23

33.703.00 37,842,89 3,755,34 S59,i7

'*

Verwaltungs- und VertretUt^saufwanei It.
Klndertreunde

Für die 8et:r1euun^ko^t<tn wurden llettiglJch di-e cteraeltigen
12.000,00 l.ahnko&ten auf ^|*i Jahr hochgerecbnelm eine Lobnaätp^^wis

uurtlt nfeht bcrBtteithtigt.

SchulwaFteWr-EMensauwabe ink). ReinaunRder Küche

It RA 2022 TRAVS 18.206,00 18,205,99

Schyiwarte für Reinieuna fVS • Betreuunesstattel

It. RA 2022 TRAVS U.169,00 '.--^ M336,SS ees»mt»nteil Rein'Bungspersan.il Is TRA VS

Schulwarte (ur AuBenanlagen (Wartune, Insundhattunal. *

Posma Mike 434,00 — *'

Oa lediglich Teile der Einrichtung (ur dit Ffeiltithetreuung
genutzt werben, wer(ien von dig&en Kosten RUF ^3% angerechnet,

3,7S<1,83 ta. 150-200 Stunden werdengesamt beiiUlgt=
l Monatslohn It. Bertthnung, tlavon 2;,90»,

davon S0% für Freizeit

Personalkosten gesamt 81.512,00

ataügflch Forderungen

BIG VS 2021/22
S37aVS 202V22
BIG MS ZOZV22
5 i7a MS 2021/22

18000.00
6.000,00
7175.99
1320.00

Summe Förderunieen 32.496.00

-??r:s>9ft^i^<>?^irt'rl^^ll^3E!tljl For(ilen<n6el1 49.016,00
Sachaufwafld 18.885,00

Gesamtfeosten (Jährlich) 67.901,00
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Er erklärt auch folgende Kostenaufstellung:

Freizeitbetreuung ab SJ 2023/2024

t.,

Sesamtkasten

Oährlichj
fmft ÄufsteUwQ
"eesamtkalkülation"

geschätzt

Monat Jahr

67.901.00

67.901,00 67.301,00 fiAnfi Lohnanpassungen

Anja Eiter
Sabine Winkler

Ariiejtsseit,
M&ntag

Dienstag
Mittwoch

Donnentag
Freitag

Arbeitszeit
Montag
Dienstag
Mittwoch

Donnerstag
Freitag

Kosten

11:30
12:30

Eiter

Wlnkler

Anja
11:30
11:30

11:30

12:}0

Il;»

Sabine

12:25
12:25

12:25

13:15
13:15

17:00 MO-FR 27:30 + 4 h Voirbe'eitungszeit
16:00 MO-FR 14;00 + 2 h Vorbe-eitungszelt

17:00

17.0C

17:00
17-00

16.00

15^5
IS'.ilS

13:45

•I.S:4S

U:2S

benätlgte
Zeit Schute

Kosten pro Woche

iFaktor 4,35)
gerundet

gesamt
31:30 Woehensiunden

16:00 Wochenstunden

47:30 Woehenstundtn

-SO'^m .Ay^gbe^stuFid?'

05:30 00:SO W;40

05:30 00:50 04:40

05:30 00-50 04:40
O4.:40 00;5ü Oi:SO

04:30 00:50 03:40

teniSUgtt
Mt Schule
gesamt

für K16A

2i:ao

•:u0 V3:rb£Fgiturigszelt

2s:sq

31:30

6:90 würde w ^efsonQlkostenbefec^'t.tn'g bef'ücksichttgt/^gewgen

03:20
03,20

03; 20

02-30
01:10

13,40
0'2;00 Vcrb^rsitungsz^JT

15:40

6,791,00 / Monat

1,562,00

=10 Monate Betrieb (September bis Junjj

t. Vfirhnte {^snderzQhfeH afeichbSeibenä)'

ul betreuende Kinder gesamt 216 / Woche
:I

'AnmeSdezahlen laut Stand 1„ ErhebungStahien

Kosten pro Stunde €

Kosten pro Tag/Wothe
im Monat

(Faktor 4,35)

7,23 / Stunde in der Woclw l

€ 32,00

.l,VarioMe{K!.!)de[jght^(\_anaft)osstl

tu betreuende Kinder ge$amt 229 / Woche An'neldezahlen laut Stand 10,07.2023

Kosten pro Stunde

iKosten pro Tag/Woche
|im Monat

{Fakto- 4,33}

Vorschlag für Verrechnung

Kosten für Eltern

ITag/Woche
EUR

30,00 / Monat

2 Tage / Woche
3 Tage / Woche

60.00
90,00

/ Monat
/ Monat

4Tage/Woche
S Tage / Woche

120,00
150,00

/ Monat

/ Monat

£ 6,82 / Stunde in der Woche

€ 30,00

Herr AL Spath berichtet auch, dass Anfragen an die Bildungsdirektion gestellt wurden.
Dort wurde mitgeteilt, dass die Gemeinde nicht verpflichtet ist, Personal für
Aufgabenstunde zur Verfügung zu stellen

die
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Er erwähnt auch, dass im Sachaufwand 200.000,- Errichtungskosten nicht berücksichtigt sind.

Frau GR Becker betont, dass man ihrer Meinung nach die Reinigung der Schulwarte nicht auf
die Eltern der Nachmittagsbetreuungskinder umlegen kann.
Herr AL Spath erklärt, dass hinsichtlich der Reinigungskosten von den Gesamtkosten von
über € 60.000,- nur ein geringer Anteil in der Höhe von ca. € 12.000,- berücksichtigt wurde.

GR HR DI Becker meint, die jetzigen Zahlen sind andere als bei der letzten Sitzung. In der
Juni-Sitzung wurden nur Personalkosten berücksichtigt.

Herr AL Spath erklärt, dass in den vergangenen Jahren immer nur die Personalkosten
berücksichtigt wurden und ursprünglich davon ausgegangen wurde, dass dies auch weiterhin
ausreichend sein wird. Erst aufgrund der regen Diskussion und des Antrages wurde eine
genaue Kosteiirechnung durchgeführt, die das oben erwähnte Ergebnis brachte.

Frau GR Becker betont, in ihren Augen sind nur die Kosten für den Personalaufwand
umlegbar, da die Schule sowieso gereinigt werden muss.
Herr AL Spath betont, dass in der Kostenrechnung die gesamten Aufwendungen betrachtet
werden müssen und entsprechend der Nutzung aufzuteilen sind.

Herr AL Spath betont erneut, dass die Entscheidung über die Weitergabe der Kosten an die
Eltern der Gemeinderat zu entscheiden hat und unsererseits ausschließlich das erforderliche
Zahlenwerk zur Verfügung gestellt werden kann.

Herr GR Gurt betont, bei der Umstellung der Schulform hieß es, es entstehen keine
Mehrkosten für die Gemeinde.

Herr Vzbgm. Steiner erwähnt, dass Fr. Gsellmann ihm erklärt hat, dass die Lehrer die 15 h am
Nachmittag behalten müssen.

Frau GR Muhrer erkundigt sich, wamm nicht sozialgestaffelt abgerechnet wird?
Herr AL Spath erklärt, dies wäre möglich, ist aber mit einem sehr großen
Verwaltungsaufwand verbunden, außerdem gibt es keine gesetzliche Gmndlage wie Z.B. im
Bereich des Kindergartens.

Der Gemeinderat diskutiert weiter und überlegt, die Kosten für die Betreuung zu fördern.
(z.B. € 50,- für 5 Tage).
Herr GR Gurt ist der Meinung, das sei unfair den Eltern gegenüber, die ihre Kinder zuhause
betreuen.
Frau GR Muhrer stimmt Herrn GR Gurt zu.

Fr. GR Becker stellt den Antrag, max. € 25,- pro Tag zu verrechnen. Bei einer Anmeldung fiir
5 Tage, den Freitag jedoch nur mit € 20,- anzusetzen.
Frau GR Muhrer betont erneut, dass sie für eine soziale Staffelung wäre.

Herr GR Langmann fragt nach, wie eine Förderung ablaufen würde.
Herr GR Schnur schlägt vor, ab einem gewissen Einkommen mit Z.B. € 50,- zu fördern.
Es wird weiterdiskutiert.

Herr Bgm. Meixner erklärt, die Kosten wurden zu Corona Zeiten lange nicht angepasst. In
Hinsicht auf die Inflation soll das daher jetzt nachgeholt werden.

Von Henm GR HR DI Becker kommt der Vorschlag, heuer geringer zu erhöhen, und dafür
nächstes Jahr erneut anzuheben.
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Herr Vzbgm. Steiner stimmt Herrn GR HR DI Becker zu. Man könnte heuer € 25,-/Tag
verrechnen.

Herr GR Schnur bringt den Vorschlag, heuer auf € 25,-/Tag zu erhöhen und in den
Folgejahren automatisch an den Index anzupassen.

Herr AL Spath macht darauf aufmerksam, dass man somit eine Förderung beschließen
müsste, weil man nicht kostendeckend agiert. Eine weitere Möglichkeit wäre im Voranschlag
eine Kostenstelle aufzunehmen und die nicht durch den Elternbeitrag nicht gedeckten Kosten
für die Nachmittagsbetreuung als eigene Haushaltsstelle darzustellen. Somit wären die
Aufwendungen absolut transparent dargestellt.
Er schlägt weiters vor, dass im Anmeldeformular diese Förderung dargestellt wird, um die
Bewusstseinsbildung hinsichtlich der tatsächlichen Aufwendungen zu stärken.
Dem Gemeinderat scheint dieser Vorschlag am praktikabelsten.

Frau GR Becker stellt den Antrag, die Tarife/Gebühren fih- die Freizeitbetreuung an der
Schule mit € 25,- pro angemeldetem Tag/Monat festzulegen. Die Tarife/Gebühren sind
nächstes Jahr neu zu beschließen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 12. Leitungsvertrag, L617d Mettersdorferstraße - Sondernutzung;

Herr Bgm Meixner berichtet, dass es sich hier um das Projekt der Neuverlegung der
Wasserleitung im Bereich des Südweges handelt. Konkret geht es um die Neuverlegung der
Wasserleitung unter der Landesstraße im Bereich zwischen Anwesen Raiffeisenbank und
Anwesen Nebel.

Eine Neuverlegung ist zwingend erforderlich. Das Projekt wurde zwischenzeitlich aufgrund
der hohen Baukosten jedoch zurückgestellt. Der Vertrag kann jedoch in der vorliegenden
Form angenommen werden, da diese Verlegung jedenfalls zu machen ist.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, den vorliegenden Leitungsvertrag anzunehmen und ihn
als Beilage 6 zum integrierenden Bestandteil des Protokolls zu erklären.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.
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zu TOP 13. Grundstücksteilung - Bildstockweg;

Herr Bgm. Meixner berichtet, dass der Grundverkauf an Lukas Eduard bereits in der
Gemeinderatssitzung vom 15.11.2022 wie folgt beschlossen wurde:

zu TOP 8 GrundvÄtauf Lukas Eduard;

IIcrr Bgni Mcixner berichtet, dass Herr Liikas an ihn herangetreten isi. Er hat eine an sein
Grundstück aDgrenzeiide Fläche der Marktgcmeinde Preding (Böschung) fälschlichcra-eise
mit einer Mauer bebaut.

Er möchte der Marktgemeinde diesen Gruüdstücksteil (53m2) abkaufen, um alle
Uagereimtheiten zii beseitigen. Er überoimmt säintliche Kosten.
Mm diskutiert über den Preis. l.Jnter bei einem Verkaufspreis unter € 2000,- benötigt man
keinen Vertrag.
Es wird ein Preis von € 15fm2 vorgeschlagen.

'• Herr Bgm Meixncr stellt den Atitrag, Herrn Lukas die gewünschten 53m2 zu einenn l'reis vo«
€ 25,-|/m2 zu verkautai.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Die nachstehende Verordnung muss im Gemeinderat beschlossen werden:

A
MPREDING

Esarse^" ^s-iarns 3si&^ot?^
SZ: f,-2atl-'S:3-SUSS
Fr&airg, ara 18.07.2&23

Kundmachung

Gemäli 5 92 Abs. l und 2 der Steiemiärkischen Gemeintleofdnung
iLSBt. Nr. 115/1967 in der Fassung 125/2012 wird kundgemacht:

GemäB S 8 Abs. 3 Steiermärkiiches landes-Straßenver.valtunFgeseG - LStVG 1964, LGBI..
Nr. 154/1964., in der Fassung LSBI. Nr. 80/2021 hat der Gemeinderat der Marktgemeinde Preding
unter Zugrundelegung der VermesEungsurkunde des tngenieurkonsulentän für
Vermessungsv/esen Dipl.-lng. Roben Kusterer, Am Hüttenbrenneranger 11/3, S045 Graz, vom
15.02.2023, GZ 2022-02-389 in seiner Steung vom 18.07-2023 die nachstehende

VERORDNUNG
beschlossen:

Gruniabücherliche Durchfuhrune der Vermessung der Anfage „Bilelstockweg".

Für sämtlidie vom Öffentlichen Gut (StraSen uns) Wege) abgeschriebänen und einer privaten
Srundbuchseinfags zugeschriebenen Grundstücke bzw. Grundstucksteile wird die Widmung für
dien i3emeingebrauch aufgehoüen.

Weiters werden sämtliche Grundstücke bzw. Grundstücksteile, die aus einer privaten

Grundbuchseinlags abgaschrieben und dein Öffentlichen Gut (StraBen und Wegs)
zugeschnsben, werden dem Sen'emgebrauch als Öffentliche Verkeh rsf lache gewidmet bzw. zur
Öffentlichen StraBa erkäärt.

Es wird bestä:ligt, dass die Weganlage in der Natur im Trenns-iück Nr-1 aufgelassen wuFde-

Die Verordnung wird mit dem Ablauf der Kundmaehunjsfrist folgenden Tag rechtskräftig.

Für den Gemeinderat

Der Bürgermeister

Adolf Meixner
Angeschlagen am:
Abgenommen am.

:l««l«!B«in»ln« maw Of u» «fra»« t1, IB)t PndlnB Tl: ««tW)t1U.na : fnr. «ttN:d1Utnt u

Mail; ®d»|3tKmS;ne-*ii j W«t: •i»ww^»iTioiT»d«^fB><Mns.at |: D-tfR: | UID; .ATü!»t4ftEl

Bankvrtifntt^ig Raim'lwnfc.»^ Wlkion-PrK»»>B •^e^ ; BiC; RZtTAT2<3i4t< | IBAN: AT<W a641i »Wo BUO <|i070
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Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, die Verordnung in der vorliegenden Form zu
genehmigen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 14. Zuzahlung KIGA - Besuch außerhalb der Wohnsitzgemeinde;

Herr Bgm Meixner berichtet, dass eine Zuzahlung der Wohnsitzgemeinden für die
Kinderkrippe bereits beschlossen wurde.
Nun ist dies auch für den Kindergarten lt. Vorschlag vom Gemeindebund angedacht:

Für d&n Besuch von Kindärkrippen und Kindergärten ayßerhälbjl£i;
Wohnsjtzcjetneinde werden folciende, einheitliche mtl. Beitrags zyr
Beschlussfassunq in den jeweiligen Gemeinderäten voraeschlagen;

Halätags unter 3 Janro (S h tgl.) ' ^^rs 'fi-VMc'A-^ Euro 220,-;Mo
ßanztags unteif 3 Jahre (enehr als 8 h tg),} Euro 2SO,-^Mo

Halbtags ab 3 Jahre bis SchuSbeginn (6 h tgl.) Euro 120,-/Mö
Ganztags ab 3 Jahre bis SEhulbeg-nn (mehr als 6 h tgl.) Euro •tBO.^Mo

Beim Anmeldeformular wird ein Vermerk eingefügt, dass die Wohnsitzgemeinde zustimmen
muss, dass sie diesen Betrag an uns zahlt. Auch über die Bezirksgrenze hinaus.

Herr Bgm Meixner stellt den Antrag, eine Zuzahlung der Wohnsitzgemeinde bei auswertigen
Kindergartenkindern wie folgt festzulegen:

Halbtags ab 3 Jahre bis Schuibeginn (6 h tgl.) Euro 12Q,-/Ma
Ganzlags ab 3 Jahre bis Schulbeg'nn {mehr als 6 h tgl.) Euro 150,-;Ma

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

zu TOP 15. Fahrtkostenzuschuss Kinderkrippe;

Herr Bgm Meixner berichtet, dass aktuell ein Fahrtkostenzuschuss von € 10,- pro Kind im
Kindergarten gewährt wird.

Wenn Ihr Wohpsitz in de»- Marhtgemeinde Preding weiter als Z kro vom Kindergarten Predii-tg
entfernt ist, haöan Sie die MögliChteit, uira elniin ^uschuss zu den f-ahrtküäten für den
täglichen Kiindergartenitrapsport ar.zusuchen Der Zuschuss betra'gt pro Monat € lOiOO und
wird jeweils am Ende dss Kinde rgartenjahre'. fw das gesamte Kindergarten j«ihr ausbaj'Bhlt.

Nun ist derselbe Zuschuss für die Kinderkrippe angedacht. Sind jedoch zwei Kinder
gleichzeitig betroffen (ein Kind im KiGa und eines in der KiKri), so wird der Zuschuss
trotzdem nur einfach und nicht doppelt gewährt.

Herr Bgm MIeixner stellt den Antrag, einen Fahrtkostenzuschuss für die KiKri in der Höhe
von € 10,- pro Monat beschließen. Voraussetzung ist, dass der Wohnsitz in der MG Preding
welter als 2 Kilometer von der KiKri entfernt ist.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Die 06. öffentliche Gemeinderatssitzung 2023 wird um 22:32 Uhr, nachdem keine weiteren
Wortmeldungen erhoben und sonstige Anregungen angezeigt werden, durch Bgm. Meixner
beendet. Im Anschluss daran wird die "Nicht öffentliche Sitzung" mit den
Tagesordnungspunkten
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"Nicht öffentliche Sitzung":

l) Personalangelegenheiten;

fortgesetzt.

Die Verhandlungsschrift für die „Öffentliche Sitzung" besteht aus insgesamt 37 Seiten

gelesen - genehmigt - gefertigt

Preding,am^^-..^.-?c?^

^
iR Christoph GUTJAHR

f
K Andreas STANG

f.

Bgm. Adolf MEIXpER

;R Berjrfard LANGMANN




